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Bekanntmachung
OKR. 9. 2. 1968 
(18. 3. 1968)
Az. 25/751 — 1474

Zusatzversorgung hauptbe­
ruflicher Mitarbeiter des 
kirchlichen und diakonischen 
Dienstes

Zur Sicherstellung einer zusätzlichen Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung der hauptberuflichen 
Mitarbeiter im kirchlichen und diakonischen Dienst 
gemäß § 27 der Richtlinien für Arbeitsverträge 
in Anstalten und Einrichtungen, die dem Diakoni­
schen Werk — Innere Mission und Hilfswerk — 
der Evangelischen Kirche in Deutschland ange­
schlossen sind (AVR), hat die Landeskirche ent­
sprechend einer Vereinbarung mit dem Diakoni­
schen Werk „Innere Mission und Hilfswerk der 
Evangelischen Landeskirche in Baden“ vom 29. 12. 
1967/9. 1. 1968 als nicht-rechtsfähiges Sonderver­
mögen den

„Zusatzversorgungsfonds der Evangelischen 
Landeskirche in Baden“

gebildet und einen Versicherungsvertrag mit der 
Versorgungskasse für Berufsarbeiter und Berufs­
arbeiterinnen der Inneren . Mission der Deutschen 
Evangelischen Kirche (Verka) in Berlin abgeschlos­
sen.

Die Voraussetzungen für die Gewährung von
Leistungen aus dem Zusatzversorgungsfonds, der 
Umfang dieser Leistungen, die Ansprüche und 
Pflichten der Mitarbeiter und der beteiligten An­
stellungskörperschaften (Arbeitgeber) sowie das da­
mit verbundene Verwaltungsverfahren sind in 
einer Versorgungsordnung geregelt, die der Evan­
gelische Oberkirchenrat im Benehmen mit dem 
Vorstand des Diakonischen Werkes erlassen hat.

Wir veröffentlichen nachstehend den Wortlaut 
der Vereinbarung mit dem Diakonischen Werk so­
wie die Versorgungsordnung und weisen ergänzend 
auf folgendes hin:

1. Die Mitglieder des Diakonischen Werkes sind 
gemäß §6 Absatz 3 der Satzung des Diakoni­
schen Werkes in der Fassung des Beschlusses 
der Vertreterversammlung vom 16. 11. 1967 zur 
Beteiligung und Versicherung ihrer Mitarbeiter 
beim Zusatzversorgungsfonds verpflichtet. Die 
Beitrittserklärungen sind auf einem vom Dia­
konischen Werk zu übersendenden Vordruck über 
die Geschäftsstelle der Inneren Mission dem 
Zusatzversorgungsfonds baldmöglichst einzurei­
chen. Der Erklärung ist ein Verzeichnis sämt­
licher Mitarbeiter auf einem besonderen Vor­
druck anzufügen. Die näheren Angaben für je­
den Mitarbeiter werden sodann vom Zusatzver­
sorgungsfonds bei dem zu versichernden Mit­
arbeiter unmittelbar erhoben.

2. Kirchengemeinden, Kirchenbezirke, Stiftungen 
usw., die bei der Versorgungsanstalt des Bundes 
und der Länder (VBL) noch nicht nach Maß­
gabe des kirchlichen Gesetzes, die Zusatzversor­
gung der Angestellten der Evangelischen Lan­
deskirche in Baden betr., vom 24. 10. 1951 (VBl. 
S. 57) beteiligt sind, können sich mit ihren Mit­
arbeitern ebenfalls am Zusatzversorgungsfonds 
beteiligen (§7 Absatz 3 der Vereinbarung); 
Mitarbeiter, die bei der Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder nicht mehr versichert 
werden konnten, können nach Maßgabe der 
Versorgungsordnung ebenfalls zur Versicherung 
beim Zusatzversorgungsfonds angemeldet wer­
den. Näheres wird den Kirchengemeinden und 
Kirchenbezirken durch einen besonderen Rund­
erlaß mitgeteilt.

3. Als Beiträge und Umlagen sind an den Zusatz­
versorgungsfonds ab 1. Januar 1968 insgesamt 
7 o/o der jeweiligen lohnsteuerpflichtigen Brutto­
bezüge ohne Kinderzuschläge, nicht-ruhege­
haltfähige Zulagen, Krankengeldzuschüsse und
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lohnsteuerpflichtige Aufwendungen des Arbeit­
gebers für eine Zukunftssicherung außerhalb 
einer kirchlichen oder öffentlich-rechtlichen 
Zusatzversorgungseinrichtung (Beitragsbemes­
sungsgrundlage) zu entrichten, von denen 1,5 % 
als Arbeitnehmeranteil von den Bezügen des 
Mitarbeiters einzubehalten sind. Beiträge und 
Umlagen sind spätestens zum 15. des der Lohn­
zahlung folgenden Monats in einer Summe an 
den Zusatzversorgungsfonds auf eines seiner fol­
genden Konten zu überweisen:

Postscheckamt Karlsruhe Nr. 2140,
Hilfskasse Bankgesellschaft m.b.H. Köln
Nr. 305 500

Zum Ablesen der Beiträge und Umlagen wird 
allen Beteiligten vom Zusatzversorgungsfonds 
eine besondere Tabelle übersandt.
Soweit Mitarbeiter am 31. Dezember 1967 be­
reits — mit Beteiligung des Arbeitgebers — bei 
der Verka versichert waren, sind diese Ver­
sicherungsverträge mit Wirkung vom 1. Janu­
ar 1968 an aufgehoben mit der Maßgabe, daß 
der aus Arbeitgeberaufwendungen stam­
mende Teil der Deckungsrückstellung in den Zu­
satzversorgungsfonds eingebracht und auf die 
von dem Beteiligten nach Maßgabe der Versor­
gungsordnung aufzunehmende Schuldverpflich­
tung angerechnet wird.
Der aus dem Arbeitnehmeranteil am Versiche-
rungsbeitrag gebildete Teil der Deckungsrück­
stellung kann mit Genehmigung des Mitarbeiters 
ebenfalls in den Zusatzversorgungsfonds ein­
gebracht werden. Sofern der Mitarbeiter einer 
solchen Übertragung nicht zustimmt, werden 
diese Deckungsrückstellungen von der Verka 
zum Rückkaufwert an den Mitarbeiter zurück­
gezahlt. Weitere Mitteilung an die Beteiligten 
und Versicherten ergeht unmittelbar von der 
Verka. Ab 1. Januar 1968 richtet sich die Höhe 
der Beiträge und Umlagen ausschließlich nach 
den Bestimmungen der Versorgungsordnung in 
ihrer jeweils geltenden Fassung (siehe oben Ab­
satz 1).
Etwaige noch an die Verka für die Zeit nach 
dem 1. Januar 1968 entrichtete Beiträge wer­
den von dieser zurückerstattet.

4. Soweit der Beitritt zum Zusatzversorgungs­
fonds bis zum 31. Dezember 1968 erklärt worden 
ist, gilt die Beteiligung ab 1. Januar 1968. In 
diesem Falle werden nicht versicherte Vordienst­
zeiten im kirchlichen oder diakonischen Dienst 
auf Wartezeit und gesamtversorgungsfähige Zeit 
voll angerechnet; hierfür ist vom Arbeitgeber 
ein versicherungstechnischer Einmalbeitrag zu 
entrichten, der entweder in bar zu zahlen ist 
oder durch eine in 35 gleichbleibenden Jahres­
raten in Höhe von 5 °/o des Einmalbeitrages zu 
amortisierende Schuldverschreibung abgegolten 
werden kann. Der Verwaltungsrat des Zusatz­
versorgungsfonds kann beschließen, daß dieser 
Schuldendienst ganz oder teilweise auf den 
Fonds übernommen wird. Der Einmalbeitrag 
wird von der Verka berechnet; dabei werden die

aus Versicherungsverträgen bei dieser bereits 
vorhandenen Deckungsrückstellungen gegen­
gerechnet, was zu einer unter Umständen be­
achtlichen Senkung des Einmalbeitrages führt.
Diese Übergangsvorschrift, die für die bisher 
nicht versicherten Mitarbeiter im diakonischen 
oder kirchlichen Dienst eine beachtliche Ver­
besserung ihrer späteren Versorgungsansprüche 
bedeutet, gilt ausdrücklich nur für Mitarbeiter, 
die bereits am 31. Dezember 1967 in einem Be­
schäftigungsverhältnis bei einem Beteiligten ge­
standen haben; sie entfällt, wenn der Beitritt 
erst nach dem 31. Dezember 1968 erklärt wird.
Mitarbeiter, deren gesamtversorgungsfähige Zeit 
bei Eintritt des 65. Lebensjahres weniger als 
35 Jahre betragen würde, können zur Erlangung 
einer bei Annahme von 35 Dienstjahren erreich-
baren Versorgungsrente nachversichert wer-
den; der nachzuentrichtende Betrag kann in 
gleicher Weise wie der Einmalbeitrag nach Ab­
satz 1 in 35 gleichbleibenden Jahresraten in 
Höhe von 5 °/o des Betrages amortisiert werden.

5. Die Beteiligten sind verpflichtet, sämtliche 
Mitarbeiter beim Zusatzversorgungsfonds zu 
versichern, sofern für sie im Einzelfall nicht 
Versicherungsfreiheit nach Maßgabe von Nr. 19 
der Versorgungsordnung beantragt wird. Sind 
von einem Arbeitgeber bereits Versicherungs­
verträge für einen Mitarbeiter bei einer priva­
ten Lebensversicherung abgeschlossen, werden 
diese nach Maßgabe von Nr. 74 Absatz 2 und 3 
der Versorgungsordnung vom Zusatzversor­
gungsfonds übernommen und verwaltet unter 
Befreiung des Arbeitgebers oder des Mitarbei­
ters von der Pflicht zur Entrichtung der Prä­
mien.

6. Mitarbeiter, die — ohne Beteiligung ihres Är- 
beitgebers — bei einer kirchlichen oder öffent­
lich-rechtlichen Zusatzversorgungseinrichtung 
(z. B. Versorgungsanstalt des Bundes und der 
Länder usw.) freiwillig weiterversichert 
sind, sind ebenfalls dem Zusatzversorgungs­
fonds zu melden. Durch Abschluß von Überlei­
tungsabkommen soll ermöglicht werden, daß die 
Beiträge und Versicherungszeiten dieser Mitar­
beiter auf den Zusatzversorgungsfonds überge­
leitet werden, wie auch umgekehrt die Pflicht­
beiträge und Versicherungszeiten beim Zusatz­
versorgungsfonds bei Wechsel des Dienstherrn 
zu der dann zuständigen Zusatzversorgungsein­
richtung übergeleitet werden. Nähere Weisun­
gen hierzu ergehen gesondert.

7. Für Diakonissen besteht eine Sonderregelung, 
die den Diakonissenhäusern gesondert bekannt- 
gegeben wird.

8. Für die bisher bei der Versorgungskasse der 
Deutschen Diakonenschaft versichert gewesenen 
Mitarbeiter, die grundsätzlich unter die vorge­
sehene Regelung fallen, ergeht noch besondere 
Weisung.

9. Das Finanzministerium Baden-Württemberg hat 
sich auf unseren Antrag mit Erlaß vom 14. März 
1968 S 2333 A-1/68 damit einverstanden erklärt,
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daß die Lohnsteuer, die auf folgende Arbeitge­
berleistungen entfällt

a) Arbeitgeberanteil am Pflichtbeitrag 1,0 %
b) Versicherungsbeitrag
c) Umlage

3,0 % 
1,5%,

mithin insgesamt 5,5 °/o des maßgebenden Be­
schäftigungsentgelts, nach § 35 b Absatz 1 Zif­
fer 1 a der Lohnsteuerdurchführungsverordnung 
in Verbindung mit Abschnitt 55 der Lohnsteuer­
richtlinien pauschaliert wird. Das Finanzmini­
sterium weist in seinem Erlaß auf folgendes hin: 
a) Der auf den einzelnen Arbeitnehmer entfal­

lende Teil der Arbeitgeberleistungen ist um 
den Freibetrag nach § 2 Absatz 3 Ziffer 2 der 
Lohnsteuerdurchführungsverordnung in Hö­
he von 312,— DM im Kalenderjahr (26,— DM 
im Monat) zu kürzen. Ist der Anteil eines 
Arbeitnehmers geringer als 312,— DM bzw. 
26,— DM, so darf nur der geringere Betrag 
abgezogen werden. Die Übertragung des von 
einem Arbeitnehmer nicht ausgenutzten 
Freibetrags auf andere Arbeitnehmer ist 
nicht zulässig.

b) Die Lohnsteuer von der Summe der steuer­
pflichtigen Arbeitgeberleistungen wird mit 
einem Pauschsteuersatz von 8 °/o erhoben.

Die Kirchenlohnsteuer ist mit 9% der pau­
schalierten Lohnsteuer berechnen. Diezu
Steuerabzugsbeträge sind vom Arbeitgeber 
zu übernehmen.

c) Die pauschal besteuerten Arbeitgeberleistun­
gen und die darauf entfallenden Steuerab­
zugsbeträge bleiben beim Lohnsteuerjahres­
ausgleich und bei einer Veranlagung zur Ein­
kommensteuer außer Betracht.

d) Der Mitarbeiter kann den auf ihn entfallen­
den Teil der pauschal besteuerten Arbeitge­
berleistungen nicht als Sonderausgaben gel­
tend machen.

e) Die Zulassung der Pauschalierung ist vom 
Arbeitgeber bei dem für ihn zuständigen 
Betriebsstätten-Finanzamt zu beantragen. 
Dem Antrag kann auch entsprochen werden, 
wenn der Antragsteller nur wenige Arbeit­
nehmer beschäftigt.

10. Das Diakonische Werk „Innere Mission und 
Hilfswerk der Evangelischen Landeskirche in 
Baden“ hat seine Mitglieder über die Grund­
züge der Neuregelung, insbesondere über die 
mit der Beitrittserklärung vorzulegenden Unter­
lagen durch Rundschreiben benachrichtigt.

Vereinbarung
Vom 29. Dezember 1967/9. Januar 1968

Zwischen
der Evangelischen Landeskirche in Baden, vertre­
ten durch den Evangelischen Oberkirchenrat, 

und
dem Diakonisch-missionarischen Werk „Innere Mis­
sion und Hilfswerk der Evangelischen Landeskirche 
in Baden“ e. V., vertreten durch seinen Vorsitzen­
den — im folgenden „Diakonisches Werk“ ge­
nannt —
wird zur Sicherstellung einer zusätzlichen Alters- 
und Hinterbliebenenversorgung hauptberuflicher 
Mitarbeiter im kirchlichen und diakonischen Dienst 
in der Evangelischen Landeskirche in Baden fol­
gendes vereinbart:

I. Allgemeine Bestimmungen
§ 1

(1) Die Evangelische Landeskirche in Baden bildet 
zur Sicherstellung der zusätzlichen Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung der hauptberuflichen 
Mitarbeiter des Diakonisch-missionarischen Werkes 
„Innere Mission und Hilfswerk der Evangelischen 
Landeskirche in Baden“ e. V. und der ihm ange­
schlossenen Verbände, Anstalten und Einrichtun­
gen, auf deren Beschäftigungsverhältnisse die Ar­
beitsvertragsrichtlinien der Inneren Mission (AVR), 
der Bundes-Angestelltentarif (BAT), der Bundes­
manteltarif (BMT) oder ein anderes Tarifrecht 
wesentlich gleichen Inhalts in ihrer jeweiligen Fas­
sung Anwendung finden, einen Zusatzversorgungs­
fonds, der vom Evangelischen Oberkirchenrat als 
zweckgebundenes Sondervermögen der Landes­
kirche nach Maßgabe dieser Vereinbarung verwal­
tet wird.

(2) Als zusätzliche Alters- und Hinterbliebenen­
versorgung wird zu der Rente aus der gesetzlichen 
Angestellten- oder Invalidenversicherung eine Ver­
sicherungsrente und eine Versorgungsrente sowie 
Kinderzuschlag, Sterbegeld und Abfindung nach 
der Versorgungsordnung (§ 2 dieser Vereinbarung) 
gewährt.

(3) Zur Erfüllung der Voraussetzungen für Über­
leitungsabkommen mit der Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder (VBL) und anderen Zu­
satzversorgungseinrichtungen ist eine an die all­
gemeine wirtschaftliche Entwicklung anzupassende 
(dynamische) Gesamtversorgung vorgesehen, die 
entsprechend der Regelung in der ab 1. Januar 
1967 geltenden Satzung der Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder nach einer gesamtversor­
gungsfähigen Zeit und einem gesamtversorgungs­
fähigen Entgelt bemessen wird.

§ 2
Die Verwaltung des Zusatzversorgungsfonds, die 

Rechte und Pflichten des Fonds, seiner Beteiligten 
und der durch ihn versicherten Mitarbeiter unter­
einander, insbesondere die Voraussetzungen für die 
Anwartschaft und die Ansprüche auf Versorgungs­
leistungen sowie die Erfüllung der an ihn gerich­
teten Ansprüche und Forderungen richten sich nach 
der Versorgungsordnung (Anlage 1) in ihrer je­
weiligen Fassung.

§ 3
(1) Die Verwaltung sowie das Kassen- und Rech­

nungswesen des Zusatzversorgungsfonds wird im
Auftrag des Evangelischen Oberkirchenrats von
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einem Verwaltungsrat geleitet und beaufsichtigt. 
Bei der Zusammensetzung des Verwaltungsrats ist 
die Vertretung des Diakonischen Werkes sowie der 
Mitarbeiter angemessen zu berücksichtigen. Die 
Mitglieder des Verwaltungsrats werden vom Evan­
gelischen Oberkirchenrat auf die Dauer von 6 Jah­
ren berufen.

(2) Dem Verwaltungsrat obliegen im einzelnen 
die ihm in der Versorgungsordnung zugewiesenen 
Aufgaben.

(3) Für den Zusatzversorgungsfonds wird eine 
Geschäftsstelle eingerichtet.

(4) Der Evangelische Oberkirchenrat kann den 
Zusatzversorgungsfonds als gesonderten Versor­
gungsstock einer anderen Stelle oder Einrichtung 
zur Verwaltung übergeben.

(5) Mit der Prüfung des Zusatzversorgungsfonds 
wird die Treuhandstelle des Diakonischen Werkes 
beauftragt.

II. Versicherungsvermögen
§ 4

(1) Zur Sicherstellung von Ansprüchen, die sich 
nach §1 in Verbindung mit der Versorgungsord­
nung ergeben, wird für den Zusatzversorgungs­
fonds eine Deckungsrückstellung nach den Grund­
sätzen des § 68 des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
und den hierzu vom Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungs- und Bausparwesen für private Le­
bensversicherungsunternehmen erlassenen Richt­
linien gebildet. Die Deckungsrückstellung wird als 
Versicherungsvermögen des Zusatzversorgungs­
fonds von der Versorgungskasse für Berufsarbeiter 
und Berufsarbeiterinnen der Inneren Mission der 
Deutschen Evangelischen Kirche (Verka) in Berlin 
nach Maßgabe eines mit ihr von der Evangelischen 
Landeskirche in Baden abgeschlossenen Rahmen­
versicherungsvertrages verwaltet, wobei für die 
versicherungstechnische Bilanz des Versicherungs­
bestandes des Zusatzversorgungsfonds ein eigener 
Abrechnungsverband gebildet wird.

(2) Alle Leistungen der Versorgungskasse nach 
Maßgabe des Versicherungsvertrages fließen dem 
Zusatzversorgungsfonds zur Erfüllung der Versor­
gungsansprüche der versicherten Mitarbeiter zu.

(3) Die nach dem Versicherungsvertrag (Absatz 1) 
für jeden Mitarbeiter zu entrichtenden Beiträge 
einschließlich der Mitarbeiteranteile (§ 15 Absatz 
2) werden von dem Zusatzversorgungsfonds bei 
den Beteiligten (Abschnitt IV) erhoben und an die 
Versorgungskasse abgeführt.

III. Versorgungsvermögen
§ 5

(1) Soweit der Zusatzversorgungsfonds die auf 
Grund dieser Vereinbarung und der Versorgungs­
ordnung an ihn gerichteten Ansprüche nicht aus 
Leistungen aus dem Versicherungsvertrag nach § 4, 
aus übernommenen Versicherungsverträgen nach 
§ 6 oder aus sonstigen Erträgnissen seines Ver­
mögens erfüllen kann, erhebt er von den Beteilig­
ten eine jährlich festzusetzende Umlage.

(2) Der Schuldendienst für Schuldverpflichtun­
gen, die zur Bildung einer ausreichenden Deckungs­
rückstellung (§ 4) nach Maßgabe des Versicherungs­
vertrages mit der Versorgungskasse für Berufsar­

beiter und Berufsarbeiterinnen der Inneren Mis­
sion der Deutschen Evangelischen Kirche eingegan­
gen werden, ist von den Beteiligten aufzubringen.

§ 6
(1) Haben die nach § 7 Absatz 1 und 3 Beteilig­

ten zur Sicherstellung einer zusätzlichen Alters- 
und Hinterbliebenenversorgung ihrer Mitarbeiter 
bereits Versicherungsverträge mit nicht überlei­
tungsfähigen Versicherungs- oder Versorgungsein­
richtungen abgeschlossen, werden diese Verträge 
nach dem Verhältnis des bisherigen Prämienauf­
kommens durch den Arbeitgeber oder mit Geneh­
migung der Berechtigten ganz in den Zusatzver­
sorgungsfonds eingebracht und von ihm als Be­
standteil seines Versorgungsvermögens verwaltet.

(2) Der Zusatzversorgungsfonds übernimmt ge­
gen Abtretung sämtlicher Ansprüche aus diesen 
Versicherungsverträgen die Zahlung der im Ein­
zelfall vereinbarten Prämien ganz oder in Höhe des 
bisher auf den Arbeitgeber entfallenen Anteils.

(3) Die an den Zusatzversorgungsfonds zu ent­
richtenden Beiträge und Umlagen sowie die Höhe 
der Renten im Versicherungsfall richten sich nur 
nach der Versorgungsordnung.

IV. Beteiligung
§ 7

(1) Alle kirchlichen Verbände, Anstalten und 
Einrichtungen in der Evangelischen Landeskirche 
in Baden, die die Gewähr für eine gewisse Dauer 
des Bestehens bieten und die in dieser Vereinba­
rung festgelegten Bedingungen erfüllen, werden 
in den Zusatzversorgungsfonds aufgenommen (Be­
teiligung). Die Mitglieder des Diakonischen Werkes 
sind nach Maßgabe des § 6 Absatz 3 seiner Satzung 
in der Fassung des Beschlusses der Vertreterver­
sammlung vom 16. November 1967 zur Beteiligung 
verpflichtet.

(2) Die Beteiligten sind verpflichtet,
a) hinsichtlich der zusätzlichen Alters- und Hinter­

bliebenenversorgung der Mitarbeiter die AVR, 
den BAT, den BMT oder ein Tarifrecht wesent­
lich gleichen Inhalts in ihrer jeweiligen Fassung 
anzuwenden;

b) alle derzeitigen oder künftig neu eintretenden 
hauptberuflichen Mitarbeiter bei dem Zusatz­
versorgungsfonds zur Versicherung anzumelden, 
soweit nach Maßgabe dieser Vereinbarung oder 
der Versorgungsordnung keine Versicherungs­
freiheit besteht oder keine solche beantragt wer­
den kann;

c) zur Erfüllung der Zusatzversorgungspflichten 
ein ausreichendes Versicherungs- und Versor­
gungsvermögen zu schaffen oder einzubringen; 
hierzu kann auch ein Versicherungsvertrag nach 
den Grundsätzen des §4 mit einem staatlich 
beaufsichtigten Versicherungsträger abgeschlos­
sen oder eingebracht werden;

d) die auf sie entfallenden Beiträge und Umlagen 
nach Maßgabe dieser Vereinbarung in Verbin­
dung mit der Versorgungsordnung regelmäßig 
zu entrichten.

(3) Körperschaften, Anstalten und Stiftungen, die 
unter Aufsicht des Evangelischen Oberkirchenrats 
nach dem kirchlichen Gesetz, die Verwaltung des
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evangelischen Kirchenvermögens betr., vom 24. 4./ 
6. 7. 1934 (GVBl. S. 36/68) stehen, können sich mit 
Genehmigung des Evangelischen Oberkirchenrats 
nach Maßgabe dieser Vereinbarung bei dem Zusatz­
versorgungsfonds beteiligen.

§ 8
(1) Die Evangelische Landeskirche in Baden über­

nimmt zur Sicherstellung der Beteiligung nach § 7 
Absatz 1 und 2 folgende Verpflichtungen (Gewährs­
trägerschaft):
a) selbstschuldnerische Bürgschaft für die Schuld­

verschreibungen, die die Beteiligten gemäß §4 
und § 7 Absatz 2c zur Schaffung einer ausrei­
chenden Deckungsrückstellung eingehen;

b) unbeschränkte Haftung (Ausfallgarantie) für die 
aus dem Versorgungsvermögen des Zusatzver­
sorgungsfonds zu erfüllenden Verpflichtungen.

(2) Die Evangelische Landeskirche in Baden kann 
die Gewährsträgerschaft auch für solche Einrich­
tungen und Verbände übernehmen, die dem Dia- 
konisch-missionarischen Werk „Innere Mission und 
Hilfswerk der Evangelischen Landeskirche in Ba­
den“ nicht angeschlossen sind, wenn
a) deren Aufgaben und Zielsetzungen vom Evan­

gelischen Oberkirchenrat als kirchlich aner­
kannt werden, oder

b) sie die Gewähr für eine gewisse Dauer des Be­
stehens bieten.

§ 9
(1) Die Beteiligung wird durch Annahme der 

Beitrittserklärung (Anlage 2) des vertretungsbe­
rechtigten Organs des Beteiligten (§ 7) durch den 
Zusatzversorgungsfonds begründet. Ist die Erklä­
rung bis zum 31. Dezember 1968 eingegangen, so gilt 
die Beteiligung mit Wirkung vom 1. Januar 1968, in 
allen späteren Fällen von dem Monat an, in welchem 
die Erklärung abgegeben worden ist.

(2) Die Beitrittserklärung ist über das Diakoni­
sche Werk bei der Geschäftsstelle des Zusatzver­
sorgungsfonds einzureichen; gehört der Antragstel­
ler dem Diakonischen Werk nicht an, ist die Erklä­
rung dem Evangelischen Oberkirchenrat unmittelbar 
vorzulegen. Ein Verzeichnis sämtlicher der Ange­
stellten- oder Arbeiterrentenversicherungspflicht 
unterliegenden Mitarbeiter ist beizufügen. Soweit 
einzelne Mitarbeiter der Zusatzversicherungspflicht 
nicht unterliegen oder von ihr auf Antrag befreit 
werden können, ist der Befreiungsgrund in dem 
Verzeichnis besonders anzugeben.

(3) Zur Feststellung der Versicherungspflicht ist 
die Geschäftsstelle des Zusatzversorgungsfonds be­
rechtigt, die Arbeitsvertragsunterlagen anzufor­
dern. Versehentlich nicht angemeldete Mitarbeiter 
gelten nach Maßgabe dieser Vereinbarung als ver­
sichert; ausgefallene Beiträge sind' nachzuentrich­
ten. Sind die Voraussetzungen dieser Vereinbarung 
und der Versorgungsordnung erfüllt, so ist die Bei­
trittserklärung anzunehmen.

(4) Die Beitrittserklärung von den unter § 8 
Absatz 2 fallenden Einrichtungen und Verbänden 
kann zurückgewiesen werden, wenn die Evange­
lische Landeskirche in Baden die Übernahme der 
Gewährsträgerschaft verweigert.

§ 10
(1) Mitglieder von Diakonissenhäusern (Diako-

nissen) werden auf Antrag ihres Mutterhauses bei 
dem Zusatzversorgungsfonds versichert, sofern für 
jede Diakonisse, deren Mitgliedschaft vor dem 
1. Januar 1967 begründet worden ist, in das Versor­
gungsvermögen (§§ 5 f.) ein Betrag von 610,— DM 
und für Diakonissen von Mutterhäusern, deren Mit­
arbeiter anderweitig zusatzversichert sind, 865,- DM 
als Deckungsrückstellung für die Versorgungsrente 
eingezahlt werden.

(2) Voraussetzungen und Umfang der Versiche­
rung und der Versorgungsleistungen sowie Bei­
träge und Umlagen richten sich nach dieser Ver­
einbarung und der Versorgungsordnung; Bemes­
sungsgrundlage für Beiträge und Umlagen, die für 
die versicherten Diakonissen zu entrichten sind, 
sowie für das gesamtversorgungsfähige Entgelt ist 
a) bei einem Alter bis zu 40 Jahren;

die Grundvergütung nach Vergütungsgruppe 
A VII der AVR

b) bei einem Alter von über 40 Jahren:
die Grundvergütung nach Vergütungsgruppe 
A VI der AVR,

jeweils ohne Ortszuschlag.
Die Versicherungspflicht beginnt mit dem Monat des 
Eintritts in das Mutterhaus.

§ 11
Körperschaften, Verbände, Stiftungen, Anstalten 

und Einrichtungen, die die Voraussetzungen dieser 
Vereinbarung erfüllen, jedoch bereits bei einer 
anderen überleitungsfähigen Zusatzversorgungs­
einrichtung beteiligt sind, können Mitarbeiter, de­
ren Zusatzversorgung auf Grund Satzung oder Ver­
sorgungsordnung der betreffenden Zusatzversor­
gungseinrichtung nicht sichergestellt werden kann, 
zur Zusatzversicherung nach Maßgabe dieser Ver­
einbarung anmelden.

§ 12
(1) Mitglieder des Diakonischen Werkes, die nicht 

der unmittelbaren Aufsicht des Evangelischen 
Oberkirchenrats unterstehen, können die Beteili­
gung nur mit Zustimmung des Vorstandes des Dia­
konischen Werkes unter Einhaltung einer Frist von 
6 Monaten auf das Ende eines Kalenderjahres kün­
digen.

(2) Nach Beendigung einer Beteiligung behalten 
die bereits versorgungsberechtigten Mitarbeiter der 
bisher beteiligten Anstalt, Einrichtung oder des 
Verbandes ihren Versorgungsanspruch nach Maß­
gabe der Versorgungsordnung. Die zur Deckung 
dieser Ansprüche erbrachten Leistungen und gebil­
deten Rückstellungen verbleiben dem Zusatzver­
sorgungsfonds. Den zur Sicherstellung dieser An­
sprüche etwa noch erforderlichen Bedarf an Um­
lagen hat die ausscheidende Anstalt, Einrichtung 
oder der Verband an den Zusatzversorgungsfonds 
zu zahlen. Die Höhe des Bedarfes wird von Fall zu 
Fall besonders festgesetzt.

(3) Zu einer Kündigung durch die Anstalt, Ein­
richtung oder den Verband wird das Diakonische 
Werk sein Einvernehmen in der Regel nur dann 
erklären, wenn die Anstalt, die Einrichtung oder 
der Verband aus dem Diakonisch-missionarischen 
Werk „Innere Mission und Hilfswerk der Evan­
gelischen Landeskirche in Baden“ ausscheidet.
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§ 13
Die versicherten Mitarbeiter der unter §7 Ab­

satz 3 fallenden Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen werden für den Fall, daß letztere eine 
Beteiligungsvereinbarung mit der Versorgungsan­
stalt des Bundes und der Länder auf Grund des 
kirchlichen Gesetzes, die Zusatzversicherung der 
Angestellten der Evangelischen Landeskirche in 
Baden betr., vom 24. Oktober 1951 (GVBl. S. 57) 
und der dazu ergangenen Bestimmungen abschlie­
ßen, gemäß Nr. 70 der Versorgungsordnung über­
geleitet. § 11 findet sinngemäß Anwendung.

§ 14
Die Versorgungs- oder Versicherungsansprüche 

der versicherten Mitarbeiter regeln sich auch dann 
nach dieser Vereinbarung und der Versorgungs­
ordnung, wenn ein beteiligter Verband oder eine 
beteiligte Anstalt oder Einrichtung mit eigener 
Rechtspersönlichkeit aufgelöst wird, ohne daß ein 
Rechtsnachfolger an ihre Stelle tritt.

V. Versicherte Mitarbeiter

§ 15
(1) Ansprüche der versicherten Mitarbeiter, wie 

sie sich aus der Versorgungsordnung ergeben, rich­
ten sich ausschließlich gegen den Zusatzversor­
gungsfonds.

(2) Die Mitarbeiter sind nach dem auf ihr Be­
schäftigungsverhältnis anzuwendenden Recht (§ 1

Absatz 1, § 7 Absatz 2 Buchstabe a) zur Leistung 
eines Mitarbeiteranteils (Nr. 63 Absatz 8 der Ver­
sorgungsordnung) verpflichtet.

§ 16
Für die Mitarbeiter der nach §7 Beteiligten, 

deren Beitrittserklärung bis zum 31.12. 1968 ab­
gegeben worden ist, wird die bis zu diesem Zeit­
punkt im kirchlichen Dienst verbrachte Zeit auf die 
Wartezeit und die gesamtversorgungsfähige Dienst­
zeit nach Maßgabe von Nr. 33 Absatz 2 und Nr. 84 
Absatz 1 und 2 der Versorgungsordnung angerech­
net, auf letztere jedoch nur, soweit bis zum Errei­
chen des 65. Lebensjahres die gesamtversorgungs­
fähige Zeit nicht mehr als 35 Jahre betragen würde.

§ 17
Mitarbeiter, auf deren Dienstvertrag § 27 der 

AVR oder eine ihm entsprechende tarifvertrag­
liche Regelung Anwendung findet und deren 
Dienstverhältnis zwischen dem 1. Januar 1967 und 
dem 31. Dezember 1967 geendet hat, erhalten Ver­
sorgung nach Maßgabe dieser Vereinbarung und
der Versorgungsordnung.

Karlsruhe, 
den 9. Januar 1968
(gez.) Hammann

(Siegel:
Innere Mission u. Hilfs­
werk der Evang. Landes­
kirche in Baden)

Karlsruhe, 
den 29. Dezember 1967 
Evang. Oberkirchenrat 
(gez.) Dr. Löhr

(Siegel:
Evangelischer Oberkir­
chenrat Karlsruhe)
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Anpassung der Versorgungsrenten

Nr. 48
Nr. 49
Nr. 50
Nr. 51

V. Abschnitt

Sonstige Leistungen
Kinderzuschlag
Sterbegeld
Abfindung
Härteausgleich

Nr. 62
Nr. 63
Nr. 64
Nr. 65
Nr. 66

1. Aufbringung der Mittel bei 
Pflichtversicherungen

Beiträge und Umlagen
Pflichtbeitrag
Versicherungsbeitrag
Umlagen
Zahlung der Beiträge bei Nachversicherung

2. Beitrag zur freiwilligen Weiterversicherung
Nr. 67 Beitrag zur freiwilligen Weiterversicherung

- 3. Erstattung und Rückzahlung von Beiträgen 
und Umlagen

Nr. 68

Nr. 69

Nr. 70

♦

Erstattung der Pflichtbeiträge und der Bei­
träge zur freiwilligen Weiterversicherung 
Rückzahlung von Beiträgen und Umlagen

4. Überleitung von und zu anderen 
Zusatzversorgungseinrichtungen

Überleitung von Pflichtbeiträgen und Bei-
trägen zur freiwilligen Weiterversicherung 
sowie von Versicherungszeiten

II. Abschnitt
Kassen- und Rechnungswesen

Nr. 71 Versicherungsvermögen
Nr. 72 Anwartschaftsdeckungsverfahren
Nr. 73 Ausgaben aus dem Versicherungsvermögen
Nr. 74 Versorgungsvermögen
Nr. 75 Ermittlung des Umlagesatzes

5. Teil
Verwaltungsverfahren und Rechtsweg

Nr. 76 Antrag, Entscheidung

6. Teil
Besondere Versicherungsverhältnisse

I. Abschnitt 
Diakone

Nr. 77 Diakone
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II. Abschnitt
Diakonissen

Nr. 78 Bemessungsgrundlage
Nr. 79 Umfang der Versicherung
Nr. 80 Leistung der Beiträge
Nr. 81 Rechte und Pflichten des Diakonissenhauses
Nr. 82 Leistungen, Auszahlung
Nr. 83 Ausscheiden aus dem Diakonissenhaus

7. Teil
Beiträge und Beitragszeiten

Nr. 84 Anrechnung von Zeiten im kirchlichen Dienst

Nr. 85 Altbestand
Nr. 86 Neuzugänge
Nr. 87 Gesamtversorgungsfähige Zeiten
Nr. 88 Berücksichtigung ausgeschiedener Mitarbei­

ter

8. Teil 
Inkrafttreten

Nr. 89 Inkrafttreten

Gemäß § 108 Absatz 2 Buchstaben 1 und r der 
Grundordnung erläßt der Evangelische Oberkir­
chenrat folgende

Ordnung für den Zusatzversorgungsfonds 
der Evangelischen Landeskirche in Baden 

(Versorgungsordung);
1. Teil

Aufbau und Verwaltung
Nr. 1

Rechtsnatur und Sitz
Der Zusatzversorgungsfonds der Evangelischen 

Landeskirche in Baden ist ein nicht-rechtsfähiges 
zweckgebundenes Sondervermögen der Evangeli­
schen Landeskirche in Baden. Er hat seinen Sitz in 
Karlsruhe.

Nr. 2
Zweckbestimmung

(1) Zweck des Zusatzversorgungsfonds ist es, den 
hauptberuflichen Mitarbeitern des kirchlichen und 
diakonischen Dienstes in der Evangelischen Lan­
deskirche in Baden eine zusätzliche Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung sicherzustellen und zu 
gewähren.

(2) Die Sicherstellung einer zusätzlichen Alters- 
und Hinterbliebenenversorgung kirchlicher Mitar­
beiter durch Beteiligung der Evangelischen Landes­
kirche in Baden oder ihrer Körperschaften, Anstal­
ten und Stiftungen bei der Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder nach Maßgabe des kirch­
lichen Gesetzes, die Zusatzversicherung der Ange­
stellten der Evangelischen Landeskirche in Baden 
betr., vom 24. 10. 1951 (VBl. S. 57) bleibt unberührt.

Nr. 3
Verwaltung und Aufsicht

(1) Der Zusätzversorgungsfonds wird — unbe­
schadet des Verwaltungs- und Aufsichtsrechts des 
Evangelischen Oberkirchenrats — von einem Ver­
waltungsrat verwaltet, der sich zur Durchführung 
seiner Aufgaben einer Geschäftsstelle bedient.

(2) Der Zusatzversorgungsfonds wird von dem 
Vorsitzenden des Verwaltungsrats oder dessen Stell­
vertreter gerichtlich und außergerichtlich vertre­
ten. Die Namen der vertretungsberechtigten Per­
sonen werden im Gesetzes- und Verordnungsblatt 
der Evangelischen Landeskirche in Baden bekannt- 
gegeben.

(3) Die Prüfung des Zusatzversorgungsfonds ob­
liegt der Treuhandstelle des Diakonischen Werkes 
„Innere Mission und Hilfswerk der Evangelischen 
Landeskirche in Baden“.

Nr. 4
Verwaltungsrat

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus 9 Mitglie­
dern; sie werden vom Evangelischen Oberkirchen­
rat auf die Dauer von 6 Jahren berufen, und zwar 
a) der Vorsitzende und 2 weitere Mitglieder aus

dem Geschäftsbereich des Evangelischen Ober­
kirchenrats,

b) 2 Mitglieder auf Vorschlag des Vorstandes des 
Diakonischen Werkes,

c) 4 Mitglieder aus dem Kreis der kirchlichen Mit­
arbeiter, davon mindestens 2 Mitarbeiter in dia­
konischen Anstalten und Einrichtungen auf Vor­
schlag des Vorstandes des Diakonischen Werkes.

(2) Eine Wiederberufung ist zulässig. Scheidet 
ein Mitglied vorzeitig aus, so ist an seiner Stelle ein 
neues Mitglied für die restliche Zeit zu berufen.

(3) Die Berufung zum Mitglied des Verwaltungs­
rats kann aus wichtigen Gründen zurückgenommen 
werden.

(4) Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte 
den stellvertretenden Vorsitzenden.

(5) Die Beschlüsse des Verwaltungsrats werden 
in den Sitzungen gefaßt, die der Vorsitzende oder 
sein Stellvertreter einberufen. Der Verwaltungs­
rat ist beschlußfähig, wenn der Vorsitzende oder 
sein Stellvertreter sowie mindestens 4 weitere Mit­
glieder auf ordnungsgemäße Einberufung hin er­
schienen sind. Bei der Beschlußfassung entscheidet 
die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stim­
mengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt.

(6) Der Vorsitzende oder sein Stellvertreter kann 
Beschlüsse des Verwaltungsrates auch im schrift­
lichen Verfahren herbeiführen. Ein solcher Be­
schluß ist nur gültig, wenn alle Mitglieder des 
Verwaltungsrates sich schriftlich mit diesem Ver­
fahren einverstanden erklären.

Nr. 5
Zuständigkeit des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat beschließt über alle An­
gelegenheiten des Zusatzversorgungsfonds, soweit 
sie nicht dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats 
oder der Geschäftsstelle zur selbständigen Erledi­
gung übertragen sind.

(2) Dem Verwaltungsrat obliegt insbesondere, 
a) die gesamte Geschäftsführung, insbesondere das

Haushalts- und Rechnungswesen des Züsatz- 
versorgungsfonds zu leiten, eine Geschäftsord­
nung für die Geschäftsstelle zu beschließen, den 
Stellenplan für die Geschäftsstelle festzusetzen 
und die Geschäftsstelle zu beaufsichtigen;
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b) über die Annahme von Beitrittserklärungen zu 
entscheiden, soweit er dies nicht seinem Vor­
sitzenden überträgt;

c) die Umlagen festzusetzen (Nr. 65 Absatz 1);
d) die Verwaltungskosten und ihre Verteilung auf 

die Beteiligten festzusetzen, soweit sie nicht aus 
dem Versorgungsvermögen gedeckt werden;

e) über die Anwendung der Nr. 14 Absatz 3, 18, 22 
Absatz 2, 23 Absatz 4, 49 Absatz 2, 51, 55 Ab­
satz 2, 72 Absatz 2, 75 Absatz 3 und 85 Absatz 4 
zu beschließen;

f) Änderungen oder Ergänzungen dieser Versor­
gungsordnung vorzuschlagen;

g) die erforderlichen Ausführungsbestimmungen 
zu der Versorgungsordnung zu erlassen;

h) über die Angelegenheiten zu beschließen, die 
ihm von seinem Vorsitzenden oder der Ge­
schäftsstelle zur Entscheidung vorgelegt wer­
den;

i) über Beschwerden gegen Maßnahmen des Vor­
sitzenden des Verwaltungsrats oder der Ge­
schäftsstelle zu entscheiden;

k) über die Anstellung oder Entlassung von Mit­
arbeitern der Geschäftsstelle zu beschließen;

1) Überleitungsabkommen mit kirchlichen oder 
sonstigen öffentlich-rechtlichen Zusatzversor­
gungseinrichtungen abzuschließen.

Nr. 6
Zuständigkeit des Vorsitzenden des Verwaltungsrats

(1) Der Vorsitzende beruft die Sitzungen des 
Verwaltungsrats ein und bereitet diese vor. Er 
sorgt für die Durchführung der Beschlüsse des Ver­
waltungsrats.

(2) Er führt die unmittelbare Dienstaufsicht über 
die Geschäftsstelle und ist berechtigt, der Geschäfts­
stelle Weisungen zu geben. In eiligen Fällen, bei 
denen die Einberufung des Verwaltungsrats nicht 
möglich ist oder mit Rücksicht auf die geringe Be­
deutung der Sache nicht gerechtfertigt erscheint, 
hat der Vorsitzende, möglichst im Einvernehmen 
mit dem stellvertretenden Vorsitzenden, einstwei­
len das Erforderliche anzuordnen. Die Maßnahme 
ist dem Verwaltungsrat bei der nächsten Sitzung 
zur Genehmigung mitzuteilen. Wird die Genehmi­
gung versagt, so behalten bereits durchgeführte 
Maßnahmen Dritten gegenüber ihre Gültigkeit.

Nr. 7
Aufgaben der Geschäftsstelle

(1) Die Geschäftsstelle nimmt alle aus der Ver­
sorgungsordnung sich ergebenden Aufgaben wahr 
und erledigt die laufenden Geschäfte des Zusatz­
versorgungsfonds im Rahmen der Gesetze, der Ver­
sorgungsordnung sowie der Beschlüsse und Wei­
sungen des Verwaltungsrats selbständig. Sie unter­
richtet den Vorsitzenden des Verwaltungsrats oder 
dessen Stellvertreter über wichtige Vorgänge und 
holt in wichtigen Angelegenheiten sowie in den in 
Nr. 5 bezeichneten Angelegenheiten die Entschei­
dung des Verwaltungsrats ein.

(2) Die Geschäftsstelle besorgt insbesondere
a) die Einziehung der Pflicht- und Versicherungs­

beiträge,

b) die Erhebung der Umlagen,
c) die Berechnung und Zahlung der Versorgungs- 

und Versicherungsrenten,
d) die Abwicklung von Versicherungsverträgen,
e) die Kassen- und Rechnungsführung des Zusatz­

versorgungsfonds,
f) die Bearbeitung der An- und Abmeldungen der 

zu versichernden Mitarbeiter sowie deren Über­
leitung zu anderen Zusatzversorgungseinrich­
tungen, mit denen ein Überleitungsabkommen 
besteht.

Nr. 8
Verwaltungs- und Aufsichtsrecht des Evangelischen 

Oberkirchenrats
(1) Der Evangelische Oberkirchenrat ist kraft sei­

nes Verwaltungs- und Aufsichtsrechts befugt,
a) den Organen des Zusatzversorgungsfonds Wei­

sungen für die Bearbeitung aller den Zusatz­
versorgungsfonds betreffenden Angelegenheiten 
zu erteilen,

b) über Beschwerden gegen Maßnahmen und Be­
schlüsse der Organe des Zusatzversorgungs­
fonds zu entscheiden (Nr. 76 Absatz 2 Satz 4),

c) Maßnahmen und Beschlüsse der Organe des Zu­
satzversorgungsfonds von Amts wegen außer 
Kraft zu setzen oder aufzuheben oder rück­
gängig zu machen.

(2) Der Genehmigung des Evangelischen Ober­
kirchenrats bedürfen folgende Beschlüsse und 
Rechtshandlungen des Verwaltungsrats:
a) die Festsetzung des Stellenplans,
b) die Anstellung und Entlassung des Leiters der 

Geschäftsstelle,
c) die Festsetzung der Umlagen gemäß Nr. 65 Ab­

satz 1,
d) die Änderung oder Kündigung des Versiche­

rungsvertrages mit der Versorgungskasse für 
Berufsarbeiter und Berufsarbeiterinnen der In­
neren Mission der Deutschen Evangelischen 
Kirche sowie Abschluß, Änderung oder Kündi­
gung entsprechender Versicherungsverträge,

e) Änderungen der Höhe der Versicherungsleistun­
gen (Nr. 72 Absatz 2).

2. Teil 
Versicherungsverhältnisse

I. Abschnitt 
Beteiligung 

Nr. 9 
Beteiligte

(1) Alle kirchlichen Verbände, Anstalten und 
Einrichtungen in der Evangelischen Landeskirche 
in Baden, die die Gewähr für eine gewisse Dauer 
des Bestehens bieten und die in der Versorgungs­
ordnung festgelegten Bedingungen erfüllen, wer­
den in den Zusatzversorgungsfonds aufgenommen. 
Die Mitglieder des Diakonischen Werkes „Innere 
Mission und Hilfswerk der Evangelischen Landes­
kirche in Baden“ sind nach Maßgabe des §6 Ab­
satz 3 seiner Satzung in der Fassung des Beschlus­
ses der Vertreterversammlung vom 16. 11. 1967 zur 
Beteiligung verpflichtet.
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(2) Körperschaften, Anstalten und Stiftungen, 
die unter der Aufsicht des Evangelischen Ober­
kirchenrats nach dem kirchlichen Gesetz, die Ver­
waltung des evangelischen Kirchenvermögens betr., 
vom 24.4./6. 7. 1934 (VBl. S. 36/68) stehen, kön­
nen sich mit Genehmigung des Evangelischen Ober­
kirchenrats nach Maßgabe der Versorgungsordnung 
bei dem Zusatzversorgungsfonds beteiligen.

H
Nr. 10 

Diakonissen
(1) Mitglieder von Diakonissenhäusern (Diako­

nissen) sind nach Maßgabe von § 10 Absatz 1 der 
Vereinbarung zwischen der Evangelischen Landes­
kirche in Baden und dem Diakonischen Werk „In­
nere Mission und Hilfswerk der Evangelischen Lan­
deskirche in Baden“ vom 29. 12.1967/9. 1. 1968 zu 
versichern, sofern für sie nicht Befreiung von der 
Versicherungspflicht nach Nr. 19 Absatz 2 bean­
tragt wird.

(2) Voraussetzungen und Umfang der Versiche­
rung und der Leistungen sowie Beiträge und Um­
lagen richten sich nach der Versorgungsordnung.

(3) Die Diakonissen sind mit dem Monat des Ein­
tritts in das Mutterhaus zur Versicherung gemäß 
Nr. 16 anzumelden.

Nr. 11
Erweiterte Beteiligung

Körperschaften, Verbände, Stiftungen, Anstalten 
und Einrichtungen in der Evangelischen Landes­
kirche in Baden, die die Voraussetzungen der Ver­
sorgungsordnung erfüllen, jedoch bereits bei einer 
anderen überleitungsfähigen Zusatzversorgungs­
einrichtung beteiligt sind, können Mitarbeiter, de­
ren Zusatzversorgung auf Grund Satzung oder Ver­
sorgungsordnung der betreffenden Zusatzversor­
gungseinrichtung nicht sichergestellt werden kann, 
zur Versicherung nach Maßgabe der Versorgungs­
ordnung anmelden.

Nr. 12 
Beitritt

(1) Die Beteiligung wird durch Annahme der 
Beitrittserklärung durch den Zusatzversorgungs­
fonds begründet. Ist die Erklärung bis zum 31. 
Dezember 1968 eingegangen, so gilt die Beteiligung 
mit Wirkung vom 1. Januar 1968, in allen späteren 
Fällen von dem Monat an, in welchem die Erklä­
rung abgegeben worden ist.

(2) Die Beitrittserklärung ist über das Diako­
nische Werk bei der Geschäftsstelle des Zusatz­
versorgungsfonds einzureichen; gehört der Antrag­
steller dem Diakonischen Werk nicht an, ist die 
Erklärung dem Evangelischen Oberkirchenrat zur 
Weiterleitung an die Geschäftsstelle vorzulegen. 
Ein Verzeichnis aller Mitarbeiter ist beizufügen. 
Soweit einzelne Mitarbeiter der Zusatzversiche­
rungspflicht nicht unterliegen oder von ihr auf 
Antrag befreit werden, ist der Grund in dem Ver­
zeichnis besonders anzugeben.

(3) Die Beitrittserklärung von Einrichtungen und 
Verbänden, die dem Diakonischen Werk „Innere 
Mission und Hilfswerk der Evangelischen Landes­
kirche in Baden“ nicht angeschlossen sind, kann 
zurückgewiesen werden, wenn die Evangelische

Landeskirche in Baden die Übernahme der Ge­
währsträgerschaft verweigert.

Nr. 13
Pflichten der Beteiligten

(1) Die Beteiligten sind insbesondere verpflich­
tet,
a) hinsichtlich des Anspruchs ihrer Mitarbeiter auf 

Sicherstellung einer zusätzlichen Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung die Arbeitsvertrags­
richtlinien der Inneren Mission (AVR), das Ta­
rifrecht der Bundesrepublik Deutschland, des 
Landes Baden-Württemberg oder ein Tarifrecht , 
wesentlich gleichen Inhalts in ihrer jeweiligen 
Fassung arbeitsvertraglich anzuwenden,

b) alle derzeitigen und künftig neu eintretenden 
Mitarbeiter bei dem Zusatzversorgungsfonds 
zur Versicherung anzumelden (Nr. 16), soweit 
sie nach Maßgabe der Versorgungsordnung ver­
sicherungspflichtig sind (Nr. 17 und 18) und 
keine Versicherungsfreiheit besteht (Nr. 19 Ab­
satz 1) oder keine solche beantragt wird (Nr. 19 
Absatz 2), und bei Wegfall der Voraussetzungen 
für die Versicherungspflicht abzumelden (Nr. 20 
und 21),

c) zur Sicherstellung und Erfüllung der Zusatz­
versorgungspflichten ein ausreichendes Versi-
cherungs- und Versorgungsvermögen zu schaf-
fen oder einzubringen; hierzu kann auch ein 

■ Versicherungsvertrag nach den Grundsätzen des
§ 68 des Versicherungsaufsichtsgesetzes und 
den hierzu vom Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungs- und Bausparwesen für private
Lebensversicherungsunternehmen erlassenen
Richtlinien abgeschlossen oder eingebracht wer­
den,

d) die Beiträge und Umlagen fristgemäß zu ent­
richten (Nr. 63 Absatz 10, Nr. 64 und 65),

e) dem Zusatzversorgungsfonds die Jahresabrech­
nungen über die gezahlten Beiträge und Um­
lagen einschließlich der dazu erforderlichen Jah­
resverzeichnisse zu dem von ihm festgelegten 
Termin zu übersenden,

f) ihren Mitarbeitern die für sie bestimmten 
Schriftstücke, Nachweisungen und Druckschrif­
ten des Zusatzversorgungsfonds auszuhändigen 
und gegebenenfalls zu erläutern,

g) die vom Zusatzversorgungsfonds herausgegebe­
nen Formblätter zu benutzen.

(2) Die Beteiligten sind ferner verpflichtet, dem 
Zusatzversorgungsfonds unentgeltlich über alle
Umstände und Verhältnisse Auskunft zu erteilen,
die für den Vollzug der Vorschriften der Versor­
gungsordnung von Bedeutung sind. Die Geschäfts­
stelle des Zusatzversorgungsfonds ist insbesondere 
berechtigt, die Arbeitsvertragsunterlagen anzufor­
dern. Die Beteiligten sind auch verpflichtet, eine 
örtliche Prüfung der Voraussetzungen für die Ver­
sicherungspflicht sowie die Entrichtung der Bei­
träge und Umlagen zu ermöglichen.

(3) Mitarbeiter, die trotz bestehender Versiche­
rungspflicht nicht angemeldet worden sind, gelten 
nach Maßgabe der Versorgungsordnung als versi­
chert; Beiträge und Umlagen sind unter Beachtung 
von Nr. 63 Absatz 9 nachzuentrichten; Nr. 66 Ab­
satz 3 Satz 2 findet entsprechende Anwendung.
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Nr. 14
Beendigung der Beteiligung

(1) Die Beteiligung endet,
a) wenn die beteiligte Anstalt, Einrichtung oder 

der beteiligte Verband aufgelöst oder in eine 
andere juristische Person übergeführt wird,

b) durch Kündigung unter Einhaltung einer Frist 
von 6 Monaten auf das Ende eines Kalender­
jahres.

(2) Mitglieder des Diakonischen Werkes, die nicht 
der unmittelbaren Aufsicht des Evangelischen 
Oberkirchenrats unterstehen, können die Beteili­
gung nur mit Zustimmung des Vorstandes des Dia­
konischen Werkes kündigen.

(3) Nach Beendigung einer Beteiligung behalten 
die bereits versorgungsberechtigten ehemaligen Mit­
arbeiter der bisher beteiligten Anstalt, Einrichtung 
oder des Verbandes und ihre Hinterbliebenen ihren 
Versorgungsanspruch nach Maßgabe der Versor­
gungsordnung. Die zur Deckung dieser Ansprüche 
erbrachten Leistungen und gebildeten Rückstellun­
gen verbleiben dem Zusatzversorgungsfonds. Den 
zur Sicherstellung der Ansprüche etwa noch erfor­
derlichen Bedarf hat die ausscheidende Anstalt, 
Einrichtung oder der Verband an den Zusatzver­
sorgungsfonds zu zahlen. Die Höhe des Bedarfs 
wird vom Verwaltungsrat jeweils besonders fest­
gesetzt.

(4) Versorgungs- und Versicherungsansprüche 
der Versicherten und ihrer Hinterbliebenen regeln 
sich auch dann nach der Versorgungsordnung, wenn 
eine beteiligte Anstalt, Einrichtung oder ein betei­
ligter Verband mit eigener Rechtspersönlichkeit 
aufgelöst wird, ohne daß ein Rechtsnachfolger an 
ihre Stelle tritt.

(5) Absatz 3 Satz 3 und 4 gelten nicht, wenn die 
im Zeitpunkt des Ausscheidens bestehenden Pflicht­
versicherungen der Mitarbeiter des ausscheidenden 
Beteiligten im unmittelbaren Anschluß an die Be­
endigung der Beteiligung über einen anderen Be­
teiligten oder mehrere andere Beteiligte fortgesetzt 
werden. Werden die Pflichtversicherungen nur zu 
einem Teil fortgesetzt, so hat der ausscheidende 
Beteiligte den Teil des Bedarfes nach Absatz 3 
Satz 3 zu entrichten, der dem Verhältnis der Zahl 
der Mitarbeiter, deren Pflichtversicherungen nicht 
fortgesetzt werden, zu der Gesamtzahl der Mit­
arbeiter, die im Zeitpunkt der Beendigung der Be­
teiligung pflichtversichert waren, entspricht.

(6) Der Bedarf nach Absatz 3 Satz 3 ist innerhalb 
eines Monats nach Zugang des Festsetzungsbeschei­
des zu zahlen. Der Zusatzversorgungsfonds kann 
die Zahlung unter Berechnung von Zinsen stunden.

(7) Die Kosten eines etwa zu erstattenden ver­
sicherungsmathematischen Gutachtens hat der aus­
scheidende Beteiligte zu tragen.

H. Abschnitt
Voraussetzungen und Inhalt der

Versicherungsverhältnisse
Nr. 15

Arten der Versicherungsverhältnisse
(1) Die Versicherung von Mitarbeitern erfolgt als

a) Pflichtversicherung (Nr. 16 bis 22),

b) freiwillige Weiterversicherung (Nr. 23 und 24),
c) beitragsfreie Versicherung (Nr. 25 und 26).

(2) Versicherungsnehmer der Pflichtversicherung 
ist der Beteiligte. Versicherungsnehmer der frei­
willigen Weiterversicherung und der beitragsfreien 
Versicherung ist der Versicherte. Bezugsberechtigte 
sind der Versicherte und seine Hinterbliebenen 
nach Maßgabe der Versorgungsordnung.

1. Pflichtversicherung
Nr. 16

Anmeldung zur Pflichtversicherung
(1) Der Beteiligte hat die der Versicherungs­

pflicht unterliegenden Mitarbeiter (Nr. 17) dem Zu­
satzversorgungsfonds unverzüglich schriftlich an­
zumelden.

(2) Die Pflichtversicherung entsteht mit dem Ein­
gang der Anmeldung. Sie beginnt mit dem Zeit­
punkt, in dem nach den Angaben in der Anmeldung 
die Voraussetzungen für die Versicherungspflicht 
eingetreten sind, bei einem vor Vollendung des 
17. Lebensjahres eingestellten Mitarbeiter mit dem 
1. des Monats, in den der Geburtstag fällt, frühe­
stens jedoch mit dem Beginn des Beschäftigungs­
verhältnisses.

Nr. 17
Versicherungspflicht

Der Versicherungspflicht unterliegt, vorbehalt­
lich der Nr. 18 und 19, vom Beginn des Beschäfti­
gungsverhältnisses an der Mitarbeiter, der
a) das 17. Lebensjahr vollendet hat,
b) in einem voraussichtlich länger als 6 Monate 

dauernden Beschäftigungsverhältnis
aa) als Angestellter nach den Vorschriften der 

AVR, des BAT oder
bb) als Arbeiter nach den Vorschriften des MTL 

oder MTB oder
cc) nach tarifvertraglichen Regelungen wesent­

lich gleichen Inhalts
arbeitsvertraglich mit mindestens der Hälfte der 
regelmäßigen Arbeitszeit eines entsprechenden 
vollbeschäftigten Mitarbeiters beschäftigt wird 
und

c) vom Beginn des Beschäftigungsverhältnisses an 
bei Unterstellung seines Fortbestehens bis zur 
Vollendung des 65. Lebensjahres die Wartezeit 
(Nr. 29) erfüllen kann.

Nr. 18
Erweiterter Versichertenkreis

Von den Voraussetzungen der Nr. 17 Absatz 1 
Buchstabe b kann der Verwaltungsrat auf Antrag 
absehen, wenn der Mitarbeiter
a) die Eignung für eine hauptberufliche Tätigkeit 

in dem Fache besitzt, in dem er beschäftigt ist,
b) wegen seiner Anstellung der Sozialversiche­

rungspflicht unterliegt und
c) den überwiegenden Teil seiner Einkünfte aus 

dem kirchlichen Amt und den damit zusammen­
hängenden sonstigen kirchlichen Tätigkeiten be-
zieht.

7 e
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Nr. 19
Ausnahmen von der Versicherungspflicht

(1) Ausgenommen von der Versicherungspflicht 
(versicherungsfrei) sind Mitarbeiter,
a) die für das bestehende Beschäftigungsverhält­

nis auf Grund Gesetz, Tarifvertrag oder Ar­
beitsvertrag einer kirchlichen oder sonstigen öf­
fentlich-rechtlichen Zusatzversorgungseinrich­
tung angehören müssen, oder

b) soweit deren zusätzliche Alters- und Hinterblie­
benenversorgung entsprechend der Versorgungs­
ordnung vom Arbeitgeber in anderer Weise 
sichergestellt ist, oder

c) soweit für sie eine nach beamtenrechtlichen Vor­
schriften oder Grundsätzen oder entsprechen­
den kirchenrechtlichen Regelungen eine lebens­
längliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
gewährleistet ist oder sie einen Anspruch hierauf 
haben, oder

d) die als frühere Beamte einen Unterhaltsbeitrag 
für sich auf Lebenszeit und nach ihrem Tode für 
ihre Hinterbliebenen auf die Dauer der gesetz­
lichen Bezugszeiten bewilligt erhalten haben, 
oder

e) deren Beschäftigungsverhältnis voraussichtlich 
nicht länger als 6 Monate dauern wird, oder die 
als Haus- oder Wirtschaftspersonal oder als Kin- " 
dergartenhelferinnen, soweit es sich um Hilfs­
personal handelt, in der gleichen Einrichtung 
voraussichtlich nicht länger als 3 Jahre tätig 
sind. Wird das Beschäftigungsverhältnis über 
diesen Zeitraum hinaus verlängert oder bei 
einem anderen Beteiligten fortgesetzt, so tritt 
die Versicherungspflicht mit dem 7. bzw. 37. 
Monat ein. Die Versicherungspflicht tritt von 
Beginn der Beschäftigung an ein, wenn der Mit­
arbeiter spätestens nach 3 Monaten nach dem 
Zeitpunkt der Verlängerung oder Fortsetzung 
dem Arbeitgeber schriftlich erklärt, daß er rück­
wirkend versichert werden will; Nr. 63 Absatz 9 
findet Anwendung. Der Mitarbeiter kann bei 
Beginn des Beschäftigungsverhältnisses mit sei­
ner Zustimmung zur Zusatzversicherung ange­
meldet werden; versagt er seine Zustimmung, 
ist eine rückwirkende Versicherung nach Satz 3 
ausgeschlossen. Satz 1 gilt nicht, wenn der Mit­
arbeiter bis zum Beginn des Beschäftigungsver­
hältnisses Pflichtversicherter, freiwillig Weiter­
versicherter oder beitragsfrei Versicherter bei 
dem Zusatzversorgungsfonds oder einer anderen 
Zusatzversorgungseinrichtung, von der seine 
Beiträge zum Zusatzversorgungsfonds übergelei­
tet werden, gewesen ist, oder

f) die bei Beginn des Beschäftigungsverhältnisses 
das 65. Lebensjahr vollendet haben, es sei denn, 
daß sie vom Beteiligten über das 65. Lebensjahr 
hinaus weiterbeschäftigt werden, weil die sach­
lichen Voraussetzungen für das Erlangen des 
Altersruhegeldes aus der gesetzlichen Renten­
versicherung nicht vorliegen oder die Wartezeit 
nicht erfüllt ist (Nr. 21 Absatz 4), oder daß die 
Versicherungspflicht gemäß Nr. 21 Absatz 5 fort­
gesetzt wird, oder

g) Lehrlinge, Anlernlinge, Schüler(innen), Prakti­
kanten und Volontäre.

(2) Von der Versicherungspflicht und Anmeldung 
zum Zusatzversorgungsfonds werden auf Antrag 
befreit
a) Mitglieder von Schwesternschaften, Diakonissen­

häusern und Diakonenanstalten,
b) Mitarbeiter, die bei einer kirchlichen oder sonsti­

gen öffentlich-rechtlichen oder einer berufsstän­
dischen Versicherungs- oder Versorgungseinrich­
tung ausreichend versichert sind und eine Über­
nahme auf die Zusatzversicherung ablehnen.

Ein befreiter Mitarbeiter kann, auch wenn er das 
Beschäftigungsverhältnis wechselt, nicht mehr ver­
sichert werden, solange die in Buchstaben a und 
b angeführten Befreiungsgründe vorliegen.

(3) Die Pflichtversicherten der unter Nr. 9 Absatz 
2 fallenden Körperschaften, Anstalten und Stiftun­
gen werden für den Fall, daß diese selbst eine 
Beteiligungsvereinbarung mit der Versorgungsan­
stalt des Bundes und der Länder auf Grund des 
kirchlichen Gesetzes, die Zusatzversicherung der 
Angestellten der Evangelischen Landeskirche in 
Baden betr., vom 24. 10. 1951 (VBI. S. 57) und der 
dazu ergangenen Bestimmungen abschließen, ge­
mäß Nr. 70 übergeleitet. Nr. 11 findet sinngemäß 
Anwendung.

Nr. 20
Ende der Pflichtversicherung, Abmeldung

(1) Die Pflichtversicherung endet mit dem Zeit­
punkt, in dem die Versicherungspflicht weggefal­
len ist. Sie endet auch mit der Beendigung der Be­
teiligung des Arbeitgebers.

(2) Der Beteiligte hat einen Pflichtversicherten 
unverzüglich schriftlich bei der Geschäftsstelle des 
Zusatzversorgungsfonds abzumelden, wenn die Ver­
sicherungspflicht geendet hat.

Nr. 21
Ende der Versicherungspflicht

(1) Die Versicherungspflicht endet in dem Zeit­
punkt, in dem ihre Voraussetzungen entfallen.

(2) Wird ein Antrag nach Nr. 19 Absatz 2 gestellt, 
so endet die Versicherungspflicht mit dem Ablauf 
des Monats der Antragstellung. Liegen die in Nr. 19 
Absatz 2 angeführten Befreiungsgründe bereits in 
dem Zeitpunkt vor, in dem nach den allgemeinen 
Vorschriften die Versicherungspflicht beginnen wür­
de, und wird der Antrag innerhalb einer Frist von 
1 Monat seit diesem Zeitpunkt gestellt, so tritt die 
Versicherungspflicht nicht ein.

(3) Die Versicherungspflicht endet mit dem Ab­
lauf des Monats, in dem auf Grund des Eintritts 
der Berufsunfähigkeit, der Erwerbsunfähigkeit 
oder der Vollendung des 65. Lebensjahres Versor­
gungsrente oder Versicherungsrente zu gewähren 
ist.

(4) Wird ein Mitarbeiter, der das 65. Lebensjahr 
vollendet, über diesen Zeitpunkt hinaus weiterbe­
schäftigt, weil die sachlichen Voraussetzungen für 
das Erlangen des Altersruhegeldes aus der gesetz­
lichen Rentenversicherung nicht vorliegen oder die 
Wartezeit (Nr. 29) nicht erfüllt ist, so bleibt die 
Versicherungspflicht bis zur Beendigung des Be­
schäftigungsverhältnisses bestehen.



- Nr. 5/1968 - 49

(5) Wird ein Mitarbeiter über das 65. Lebens­
jahr hinaus beschäftigt, so kann die Versicherungs­
pflicht bis zum vollendeten 68. Lebensjahr hinaus 
auf Antrag fortgesetzt werden.

Nr. 22
Nachversicherung

(1) Ist ein Mitarbeiter, der nach § 1229 Absatz 1 
Nr. 3 RVO oder nach §6 Absatz 1 Nr. 3 AVG ver­
sicherungsfrei war, nach §1232 RVO oder §9 
AVG in der gesetzlichen Rentenversicherung nach­
zuversichern, so ist er für die entsprechende Zeit, 
in der er sonst in der Zusatzversicherung versiche­
rungspflichtig gewesen wäre, beim Zusatzversor­
gungsfonds nachzuversichern (Nr. 66).

(2) Der Verwaltungsrat kann beschließen, daß für 
Zeiten, die im Beamtenverhältnis zurückgelegt wor­
den sind, von der Nachversicherung abgesehen 
wird.

(3) Hat der Mitarbeiter das Ausscheiden verschul­
det oder das Beschäftigungsverhältnis selbst ge­
kündigt, unterbleibt die Nachversicherung.

(4) Ein Mitarbeiter kann zur Sicherstellung einer 
seiner tatsächlichen Dienstzeit entsprechenden Ver­
sorgung auf Antrag des Beteiligten nachversichert 
werden; Nr. 75 Absatz 2 findet Anwendung.

(5) Nachversicherungszeiten gelten als Zeiten 
einer Pflichtversicherung.

2. Freiwillige Weiterversicherung
Nr. 23

Zulässigkeit und Beginn der freiwilligen 
Weiterversicherung

(1) Endet eine Pflichtversicherung oder erlischt 
der Anspruch eines Versicherten auf Versorgungs­
rente oder Versicherungsrente, so kann dieser sich 
im unmittelbaren Anschluß an die Pflichtversiche­
rung oder das Erlöschen des Rentenanspruches frei­
willig weiterversichern.

(2) Die freiwillige Weiterversicherung ist ausge­
schlossen, wenn
a) der Versicherte einen Anspruch auf Versor­

gungsrente oder Versicherungsrente besitzt,
b) der Versicherte im Zeitpunkt der Beendigung 

der Pflichtversicherung die Wartezeit nicht er­
füllt hat,

c) der Versicherte im unmittelbaren Anschluß an 
die beendete Pflichtversicherung bei dem Zu­
satzversorgungsfonds oder einer anderen Zu­
satzversorgungseinrichtung, mit der ein Über­
leitungsabkommen besteht, erneut versiche­
rungspflichtig wird,

d) die Pflichtversicherung nach Nr. 21 Absatz 2 
Satz 1 geendet hat,

e) der erloschene Anspruch auf Versicherungsrente 
aus einer beitragsfreien Versicherung herrührte.

(3) Die freiwillige Weiterversicherung wird durch 
schriftliche Erklärung des Versicherten begründet. 
Die Erklärung muß innerhalb einer Ausschlußfrist 
von 3 Monaten seit Eintritt der Voraussetzungen 
des Absatzes 1 bei der Geschäftsstelle des Zusatz­
versorgungsfonds eingehen.

(4) Bei nicht erfüllter Wartezeit kann der Ver­
waltungsrat die freiwillige Weiterversicherung zu­
lassen.

Nr. 24
Ende der freiwilligen Weiterversicherung

(1) Die freiwillige Weiterversicherung kann von 
dem Versicherten jederzeit schriftlich gekündigt 
werden. Sie endet dann mit Ablauf des Monats, für 
den der letzte Beitrag entrichtet worden ist.

(2) Die freiwillige Weiterversicherung endet mit 
Ablauf des Monats, für den der letzte Beitrag ent­
richtet worden ist, wenn der Versicherte mit seinen 
Beiträgen für 3 Monate in Verzug ist und den 
Rückstand nicht innerhalb einer von der Geschäfts­
stelle des Zusatzversorgungsfonds gesetzten Frist 
begleicht.

(3) Die freiwillige Weiterversicherung endet fer­
ner, wenn der Versicherte beim Zusatzversorgungs­
fonds oder einer anderen Zusatzversorgungseinrich­
tung, mit der ein Überleitungsabkommen besteht, 
wieder versicherungspflichtig wird, mit Ablauf des 
diesem Zeitpunkt vorangegangenen Monats, für 
den zuletzt Beiträge entrichtet worden sind. Der 
Versicherte ist verpflichtet, der Geschäftsstelle des 
Zusatzversorgungsfonds den Abschluß eines Be­
schäftigungsvertrages mit einem Beteiligten des 
Zusatzversorgungsfonds oder einer anderen Zusatz­
versorgungseinrichtung, mit der ein Überleitungs­
abkommen besteht, unverzüglich unter Angabe des 
Beginns der Beschäftigung und des Arbeitgebers 
anzuzeigen.

(4) Die freiwillige Weiterversicherung endet fer­
ner
a) mit dem Tode des Versicherten,
b) mit dem Ablauf des Tages, der dem Tage vor­

angeht, von dem an auf Grund des Eintritts des 
Versicherungsfalles Rente zu gewähren ist,

c) wenn der Berechtigte die Erstattung der Bei­
träge beantragt hat (Nr. 68).

3. Beitragsfreie Versicherung
Nr. 25

Entstehen der beitragsfreien Versicherung
(1) Hat ein Versicherter nach Nr. 23 nicht die 

Möglichkeit zur freiwilligen Weiterversicherung 
oder macht er von dieser Möglichkeit keinen Ge­
brauch oder endet die freiwillige Weiterversiche­
rung nach Nr. 24 Absatz 1 und 2 und läßt er sich die 
Beiträge nicht erstatten, so bleibt die Versicherung 
als beitragsfreie Versicherung bestehen.

(2) Eine beitragsfreie Versicherung entsteht 
nicht,
a) wenn der Versicherte einen Anspruch auf Ver­

sorgungsrente oder Versicherungsrente besitzt,
b) wenn die Pflichtversicherung nach Nr. 21 Ab­

satz 2 Satz 1 geendet hat.

Nr. 26
Ende der beitragsfreien Versicherung

Die beitragsfreie Versicherung endet, wenn
a) der Versicherte bei dem Zusatzversorgungsfonds 

oder einer anderen Zusatzversorgungseinrich-
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tung, mit der ein Überleitungsabkommen be­
steht, wieder versicherungspflichtig wird,

b) ein Anspruch auf Versicherungsrente entsteht,
c) der Versicherte die Erstattung der Beiträge be­

antragt.
Nr. 24 Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.

3. Teil 
Leistungen

I. Abschnitt
Nr. 27

Leistungsarten
(1) Der Zusatzversorgungsfonds gewährt fol­

gende Leistungen:
1. Versorgungsrenten und Versicherungsrenten

a) für Versicherte,
b) für Witwen von Versicherten,
c) für Witwer von Versicherten,
d) für Waisen von Versicherten,

2. Kinderzuschläge,
3. Sterbegelder,
4. Abfindungen,
5. Beitragserstattungen.

(2) Ansprüche der Beteiligten und der Versicher­
ten, wie sie sich aus der Versorgungsordnung er­
geben, richten sich ausschließlich gegen den Zu­
satzversorgungsfonds.

II. Abschnitt
Versorgungsrenten und Versiche­

rungsrenten
1. Anspruchsvoraussetzungen

Nr. 28
Anspruch auf Versorgungsrente und 

Versicherungsrente
(1) Tritt bei einem Versicherten, der die Warte­

zeit (Nr. 29) erfüllt hat, der Versicherungsfall (Nr. 
30) ein, und ist er in diesem Zeitpunkt
a) pflichtversichert, so hat er Anspruch auf Versor­

gungsrente für Versicherte (Versorgungsrenten­
berechtigter),

b) freiwillig weiterversichert oder beitragsfrei ver­
sichert, so hat er Anspruch auf Versicherungs­
rente für Versicherte (Versicherungsrentenbe­
rechtigter).

(2) Eine Versicherte, die ein Altersruhegeld nach 
§ 1248 Absatz 3 RVO, §25 Absatz 3 AVG oder 
§ 48 Absatz 3 RKG erhält, gilt als bei Eintritt des 
Versicherungsfalles pflichtversichert, wenn sie an 
dem Tage pflichtversichert war, der dem Tag vor­
angeht, an dem die sachlichen Voraussetzungen für 
den Bezug des Altersruhegeldes eingetreten sind. 
Dasselbe gilt in den Fällen der Nr. 30 Absatz 2 
Satz 3.

(3) Scheidet ein Pflichtversicherter, der auf 
Grund gesetzlicher, tarifvertraglicher oder ver­
gleichbarer Vorschrift aus seiner bisherigen Be­
schäftigung ausgeschieden ist, aus diesem Grunde 
aus dem Beschäftigungsverhältnis aus, so gilt er 
bei Eintritt der Berufsunfähigkeit oder der Er­
werbsunfähigkeit oder bei Vollendung des 65. Le­
bensjahres als pflichtversichert, es sei denn, daß 
inzwischen für ihn erneut Versicherungspflicht bei

dem Zusatzversorgungsfonds oder einer anderen 
Zusatzversorgungseinrichtung, mit der ein Über­
leitungsabkommen besteht, entstanden ist.

(4) Der Anspruch auf Versorgungsrente oder Ver­
sicherungsrente entsteht nicht, wenn der Versi­
cherte seine Berufsunfähigkeit oder Erwerbsun­
fähigkeit absichtlich herbeigeführt hat.

(5) Neben einer Rente wegen Erwerbsunfähig­
keit wird eine Rente wegen Berufsunfähigkeit nicht 
gewährt. Neben Renten nach Nr. 30 Absatz 1 Buch­
staben b und c und Nr. 30 Absatz 2 Satz 3 werden 
keine Renten wegen Berufsunfähigkeit oder Er­
werbsunfähigkeit gewährt.

Nr. 29 
Wartezeit

(1) Die Wartezeit ist erfüllt, wenn für minde­
stens 60 Kalendermonate Beiträge zur Pflichtver­
sicherung (Nr. 63 und 64) entrichtet sind. Kalender­
monate, für die nur teilweise Beiträge entrichtet 
worden sind, werden voll angerechnet. Mehrere 
für einen Kalendermonat entrichtete Beiträge zäh­
len als Beitrag für einen Kalendermonat.

(2) Die Wartezeit gilt als erfüllt, wenn die Be­
rufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit oder der 
Tod durch einen Arbeitsunfall im Sinne der ge­
setzlichen Unfallversicherung eingetreten ist, der 
mit dem der Pflichtversicherung zugrunde liegen­
den Beschäftigungsverhältnis zusammenhängt.

Nr. 30
Versicherungsfall

(1) Der Versicherungsfall tritt ein, wenn der Ver­
sicherte
a) berufsunfähig oder erwerbsunfähig im Sinne der 

Vorschriften der gesetzlichen Rentenversiche­
rung wird,

b) Altersruhegeld nach § 1248 Absatz 2 oder 3 
RVO, § 25 Absatz 2 oder 3 AVG oder § 48 Ab­
satz 2 oder 3 RKG erhält,

c) das 65. Lebensjahr vollendet, in den Fällen der 
Nr. 21 Absatz 4 und 5 jedoch erst mit der Been­
digung des Beschäftigungsverhältnisses bzw. 
spätestens mit Ablauf des Monats, in dem das 
68. Lebensjahr vollendet wird.

(2) Der Versicherungsfall tritt bei dem Versi­
cherten, der das 60. Lebensjahr vollendet, aber kei­
nen Anspruch auf Altersruhegeld nach § 1248 Ab­
satz 2 RVO, § 25 Absatz 2 AVG oder § 48 Absatz 2 
RKG hat, ein, wenn für mindestens 180 Kalender­
monate Pflichtbeiträge entrichtet worden sind und 
der Versicherte seit mindestens 12 Kalendermona­
ten ununterbrochen arbeitslos im Sinne des AVAVG 
ist. Der Nachweis der Arbeitslosigkeit ist durch eine
Bestätigung des zuständigen Arbeitsamtes 
führen.

zu

Der Versicherungsfall tritt bei der Versicherten, 
die das 60. Lebensjahr vollendet, aber keinen An­
spruch auf Altersruhegeld nach § 1248 Absatz 3 
RVO, § 25 Absatz 3 AVG oder § 48 Absatz 3 RKG 
hat, ein, wenn für mindestens 180 Kalendermonate 
Pflichtbeiträge entrichtet worden sind, von denen 
mindestens 121 auf die letzten 240 Kalendermonate 
vor der Antragstellung entfallen und ein Arbeits­
verhältnis nicht mehr besteht.
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(3) Ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 Buch­
stabe a vorliegen, ist nachzuweisen
a) von Versicherten, die in der gesetzlichen Ren­

tenversicherung versichert sind und dort die 
Wartezeit erfüllt haben, durch den Bescheid des 
Rentenversicherungsträgers,

b) von Versicherten, die in der gesetzlichen Ren­
tenversicherung nicht versichert sind oder dort 
die Wartezeit nicht erfüllt haben, durch das 
Gutachten eines vom Zusatzversorgungsfonds zu 
benennenden Vertrauensarztes.

Die Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit gilt als an 
dem Tage eingetreten, der in dem Bescheid des 
Rentenversicherungsträgers oder im Falle des Buch­
staben b im Gutachten angegeben ist. Ist der Tag 
in dem Bescheid nicht angegeben, so gilt die Be­
rufs- oder Erwerbsunfähigkeit als an dem Tage ein­
getreten, von dem an die Rente aus der Renten­
versicherung gewährt wird; ist der Tag, an dem die
Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit eingetreten ist, 
in dem Gutachten des Vertrauensarztes nicht an­
gegeben, so gilt die Berufs- oder Erwerbsunfähig­
keit als an dem Tage eingetreten, an dem der Ver­
trauensarzt festgestellt hat, daß der Versicherte 
berufs- oder erwerbsunfähig ist.

2. Höhe der Versorgungs- und Versicherungsrenten

Nr. 31
Höhe der Versorgungsrente

(1) Als monatliche Versorgungsrente wird der 
Betrag gezahlt, um den die Summe der in Absatz 2 
genannten Bezüge hinter der nach Nr. 32 bis 34 er­
rechneten Gesamtversorgung zurückbleibt.

(2) Bezüge im Sinne des Absatzes 1 sind
a) die Rente wegen Berufs- oder Erwerbsunfähig­

keit oder das Altersruhegeld aus der gesetz­
lichen Rentenversicherung in der Höhe, in der 
diese Rente oder das Altersruhegeld für den 
Monat des Beginns der Versorgungsrente (Nr. 52) 
gewährt wird, mit Ausnahme der Kinderzu­
schüsse und der Steigerungsbeträge aus Bei­
trägen zur Höherversicherung, es sei denn, daß 
diese Beiträge auf Zeiten entfallen, die unein­
geschränkt als gesamtversorgungsfähig (Nr. 87 
Absatz 2) angerechnet worden sind,

b) die Verletztenrente aus der gesetzlichen Unfall­
versicherung in der Höhe, in der sie für den Mo­
nat des Beginns der Versorgungsrente (Nr. 52) 
gewährt wird, mit Ausnahme der Kinderzu­
schüsse, soweit sie den Betrag überschreitet, der 
bei gleicher Erwerbsminderung nach dem Bun­
desversorgungsgesetz als Grundrente zu gewäh­
ren wäre, höchstens jedoch einen Betrag in 
Höhe von 50 v. H. des gesamtversorgungsfähi­
gen Entgeltes,

c) 1,25 v. H. monatlich der doppelten Summe der 
Beiträge, die ein Arbeitgeber im kirchlichen 
oder diakonischen oder in einem anderen öffent­
lichen Dienst als Zuschuß zu den Beiträgen zu 
einer kirchlichen oder sonstigen öffentlich-recht­
lichen Versicherungs- oder Versorgungseinrich­
tung oder zu einer Lebensversicherung gezahlt 
hat, jedoch nicht mehr als 1,25 v. H. monatlich der

Beiträge, die während der Zeit gezahlt worden 
sind, während derer sich der Arbeitgeber am Auf­
bringen der Beiträge beteiligt hat. Satz 1 findet
auf Beiträge aus Versicherungsverträgen nach
Nr. 74 Absatz 2 keine Anwendung.

Treffen Bezüge nach Buchstabe a mit Bezügen 
nach Buchstabe b zusammen und sind die Bezüge 
nach Buchstabe a niedriger als 50 v. H. des gesamt­
versorgungsfähigen Entgelts, so bleibt die Summe 
dieser Bezüge insoweit unberücksichtigt, als sie 
50 v.H. des gesamtversorgungsfähigen Entgelts 
überschreitet, mindestens aber der Betrag, der bei 
gleicher Erwerbsminderung nach dem Bundesver­
sorgungsgesetz als Grundrente zu zahlen wäre. 
Treffen Bezüge nach Buchstabe a mit Bezügen nach 
Buchstabe b zusammen, und sind die Bezüge nach 
Buchstabe a höher als 50 v. H. des gesamtversor­
gungsfähigen Entgelts, so werden ausschließlich 
diese Bezüge berücksichtigt.

(3) Erreicht die Versorgungsrente nach Absatz 1 
nicht monatlich den Betrag von 1,25 v. H. der Sum­
me der bis zum Beginn der Versorgungsrente (Nr. 
52) entrichteten Pflichtbeiträge (Nr. 63 Absatz 1 bis 6), 
so ist dieser Betrag als Versorgungsrente zu zah­
len.

(4) Die Versorgungsrente erhöht sich um monat­
lich 1,25 v. H. der Summe der auf Grund einer frei­
willigen Weiterversicherung (Nr. 23) entrichteten 
Beiträge.

(5) Tritt bei einem Versorgungsrentenberechtigten 
ein neuer Versicherungsfall im Sinne der Nr. 30 Ab­
satz 1 oder treten die in diesen Vorschriften bezeich­
neten Ereignisse bei einem Versorgungsrentenbe­
rechtigten, der nicht mehr pflichtversichert ist, ein, 
so wird die Versorgungsrente nach Nr. 31 bis 34 neu 
berechnet. Die Versorgungsrente eines Versorgungs­
rentenberechtigten wird in gleicher Weise auch dann 
neu berechnet, wenn er nach Eintritt des Versiche­
rungsfalles nach Nr. 30 Absatz 1 Buchstabe c erst­
malig ein Altersruhegeld nach § 1248 Absatz 1 RVO, 
§ 25 Absatz 1 AVG oder § 48 Absatz 1 Nr. 1 RKG 
erhält.

Nr. 32
Ermittlung der Gesamtversorgung

(1) Die Gesamtversorgung wird auf der Grund­
lage der gesamtversorgungsfähigen Zeit und des 
gesamtversorgungsfähigen Entgelts ermittelt.

(2) Die Gesamtversorgung beträgt bis zur Voll­
endung einer gesamtversorgungsfähigen Zeit von 
10 Jahren 35 v. H. des gesamtversorgungsfähigen 
Entgelts. Sie steigt in den folgenden 15 Jahren der 
gesamtversorgungsfähigen Zeit um jährlich 2 v.H. 
und in den folgenden weiteren Jahren der gesamt­
versorgungsfähigen Zeit um jährlich 1 v. H. bis zu 
höchstens 75 v.H. des gesamtversorgungsfähigen 
Entgelts.

(3) Hat der Versicherte beim Eintritt des Ver­
sicherungsfalles das 50. Lebensjahr vollendet und 
ist die nach Nr. 33 Absatz 1 gesamtversorgungs­
fähige Zeit kürzer als die Zeit von der Vollendung 
des 50. Lebensjahres bis zum Eintritt des Versiche­
rungsfalles, so beträgt die Gesamtversorgung für
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jedes Jahr der gesamtversorgungsfähigen Zeit 
(Nr. 33) 2 v. H. des gesamtversorgungsfähigen Ent­
gelts; Absatz 2 findet keine Anwendung. Satz 1 
ist nicht anzuwenden in den Fällen der Nr. 31 Ab­
satz 5, wenn die Gesamtversorgung für den voran­
gegangenen Versicherungsfall oder Berechnungs­
fall nach Absatz 2 berechnet war.

(4) Ist der Versicherungsfall wegen Berufsunfä­
higkeit eingetreten, so beträgt die Gesamtversor­
gung 80 v.H. des nach Absatz 2 oder 3 errechneten 
Betrags. Wird ein Versorgungsrentenberechtigter, 
der die Versorgungsrente wegen Erwerbsunfähigkeit
erhält, berufsunfähig, so wird die Gesamtversor-
gung nach Satz 1 von diesem Zeitpunkt an um ein 
Fünftel gekürzt.

(5) Für den Versorgungsrentenberechtigten,
a) bei dem der Versicherungsfall wegen Erwerbs­

unfähigkeit nach Vollendung des 40. Lebens­
jahres oder bei dem der Versicherungsfall nach 
Nr. 30 Absatz 1 Buchstabe b oder c oder Absatz 2 
Satz 3 eingetreten ist und

b) der während der letzten 15 dem Eintritt des 
Versicherungsfalles vorangegangenen Jahre un­
unterbrochen im kirchlichen oder diakonischen 
Dienst in einem versicherungspflichtigen Be­
schäftigungsverhältnis gestanden hat und

c) mit dem keine kürzere als die jeweilige regel­
mäßige Arbeitszeit vereinbart war,

ist Gesamtversorgung mindestens das Mindestruhe­
gehalt eines kinderlos verheirateten Beamten 
(Ortsklasse A) der Evangelischen Landeskirche in 
Baden in entsprechender Anwendung von § 134 
Satz 2 des Landesbeamtengesetzes, jedoch höch­
stens 75 v. H. des gesamtversorgungsfähigen Ent­
gelts. Als Unterbrechung im Sinne des Satzes 1 
Buchstabe b gilt nicht eine Unterbrechung des Be­
schäftigungsverhältnisses durch einen Sonderur­
laub ohne Fortzahlung von Beschäftigungsentgelt 
bis zur Dauer von sechs Monaten.

Nr. 33
Gesamtversorgungsfähige Zeit

(1) Gesamtversorgungsfähige Zeit ist die Zeit 
einer Pflichtversicherung, für die Pflichtbeiträge 
entrichtet sind. Nr. 29 Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend.

(2) Absatz 1 findet auf Zeiten nach Nr. 22 Ab­
satz 5 und Nr. 85 Absatz 3 Anwendung.

(3) Als gesamtversorgungsfähige Zeit gelten fer­
ner
a) bei einem Versorgungsrentenberechtigten, der 

eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung erhält, die Zeit, die ihrer Berechnung zu­
grunde liegt — abzüglich der Zeiten nach den 
Absätzen 1 und 2 — zur Hälfte; sind für den 
Mitarbeiter, der eine Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung erhält, für Zeiten, für die 
keine Beiträge zur gesetzlichen Rentenversiche­
rung entrichtet worden sind, Beiträge zu einer 
anderweitigen Zukunftssicherung entrichtet wor­
den (Nr. 31 Absatz 2 Buchstabe c), so sind diese 
Zeiten der Zeit, die der Berechnung seiner ge­
setzlichen Rente zugrunde liegt, hinzuzurechnen;

b) bei einem Versorgungsrentenberechtigten, der 
keine Rente aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung erhält, die Hälfte der von ihm nachgewie­
senen Zeiten
aa) einer Pflichtversicherung bei einer kirch­

lichen oder sonstigen öffentlich-rechtlichen 
Versicherungs- oder Versorgungseinrich­
tung, soweit sich ein Arbeitgeber an der 
Aufbringung der Beiträge beteiligt hat,

bb) während derer Beiträge zu einer Lebensver­
sicherung entrichtet worden sind, soweit sich 
der Arbeitgeber an der Aufbringung der 
Beiträge beteiligt hat,

cc) einer nach Vollendung des 17. Lebensjahres 
liegenden abgeschlossenen Fachschul- oder 
Hochschulausbildung bis zu 10 Jahren,

dd) erfüllter Dienstpflicht in der Bundeswehr, 
im zivilen Ersatzdienst oder in der früheren 
deutschen Wehrmacht oder dem Reichsar­
beitsdienst sowie Zeiten der Dienstleistung 
im Sinne des §8 Absatz 1 des Gesetzes 
über das Zivilschutzkorps (aktive Dienst­
pflicht und Übungen),

ee) des Kriegsdienstes im Verbände der frühe­
ren deutschen Wehrmacht,

ff) die im Soldatenverhältnis in der Bundes­
wehr oder in der früheren deutschen Wehr­
macht (einschließlich Reichswehr) zurück­
gelegt sind, sowie Zeiten im Reichsarbeits­
dienst und als Angehöriger des Zivilschutz­
korps, soweit sie nicht nach Buchstabe dd 
oder ee als gesamtversorgungsfähige Zeiten 
gelten,

gg) einer Kriegsgefangenschaft als deutscher 
Staatsangehöriger oder deutscher Volkszu­
gehöriger,

hh) einer auf dem Kriegszustand beruhenden 
Zivilinternierung oder Gefangenschaft als 
deutscher Staatsangehöriger oder deutscher 
Volkszugehöriger nach Vollendung des 16. 
Lebensjahres,

ii) einer stationären Lazarett- oder Kranken­
hausbehandlung, die sich an die Entlassung 
aus dem Kriegsdienst oder aus der Kriegs­
gefangenschaft unmittelbar angeschlossen 
haben und die wegen einer anerkannten 
Gesundheitsschädigung im Sinne des §1 
des Bundesversorgungsgesetzes erforderlich 
waren,

kk) einer Internierung oder eines Gewahrsams 
bei nach § 9 a des Heimkehrergesetzes oder 
nach §9 Absatz 1 des Häftlingshilfegeset­
zes berechtigten Personen,

11) einer Freiheitsentziehung im Sinne des § 43 
des Bundesentschädigungsgesetzes, einer 
anschließenden Krankheit oder unverschul­
deten Arbeitslosigkeit sowie Zeiten der 
durch Verfolgungsmaßnahmen im Sinne des 
genannten Gesetzes hervorgerufenen Ar­
beitslosigkeit oder eines Auslandsaufenthal­
tes bis zum 31.12.1949, wenn der Versi­
cherte Verfolgter im Sinne des §1 des 
Bundesentschädigungsgesetzes ist,
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soweit diese Zeiten nicht zugleich gesamtversor­
gungsfähig nach Absatz 1 sind.

(4) Die Zeiten des Absatzes 3 sind jeweils nach 
Monaten und Tagen zu berechnen und zusammen­
zuzählen. Je 30 Tage sind ein Monat. Ein verblei­
bender Rest ist als voller Monat zu werten.

(5) Die Anzahl der Monate nach den Absätzen 
1, 3 und 4 ist zusammenzuzählen. Je 12 Monate 
sind ein Jahr gesamtversorgungsfähiger Zeit. Bei 
einem verbleibenden Rest werden sieben und mehr 
Monate als ein Jahr berücksichtigt. Ein verbleiben­
der Rest von weniger als sieben Monaten bleibt 
unberücksichtigt.

Nr. 34 
Gesamtversorgungsfähiges Entgelt

(1) Gesamtversorgungsfähiges Entgelt ist der 
nach den Sätzen 2 und 3 berechnete monatliche 
Durchschnitt der Beschäftigungsentgelte, für die 
für den Versorgungsrentenberechtigten in den letz­
ten drei Kalenderjahren vor dem Jahr des Eintritts 
des Versicherungsfalles Beiträge nach Nr. 63 Ab­
satz 1 bis 6 und Nr. 64 entrichtet worden sind. Das 
Beschäftigungsentgelt eines jeden dieser drei Ka­
lenderjahre ist um den Vomhundertsatz zu erhöhen 
oder zu vermindern, um den sich nach Ablauf 
jedes dieser drei Kalenderjahre bis zum Eintritt 
des Versicherungsfalles die Versorgungsbezüge der 
Versorgungsempfänger des Bundes, deren Versor­
gungsbezügen ein Grundgehalt nicht zugrunde 
liegt, infolge von Veränderungen der wirtschaft­
lichen Verhältnisse allgemein erhöht oder vermin­
dert haben. Die Summe dieser jährlichen Beschäf­
tigungsentgelte ist durch die Zahl der Beitrags­
monate im Berechnungszeitraum zu teilen und auf 
volle Deutsche Mark aufzurunden.

(2) Hat der Versorgungsrentenberechtigte inner­
halb des in Absatz 1 Satz 1 genannten Berechnungs­
zeitraums kein beitragspflichtiges Beschäftigungs­
entgelt bezogen, so ist gesamtversorgungsfähig das 
Beschäftigungsentgelt, das er in dem Monat, in dem 
der Versicherungsfall eingetreten ist, bezogen hätte, 
wenn er während des ganzen Monats beschäftigt 
gewesen wäre. Der Monatsbetrag ist auf volle 
Deutsche Mark aufzurunden.

(3) Sind für den Versorgungsrentenberechtigten 
in den 25 dem Versicherungsfall vorangegangenen 
Kalenderjahren für mindestens 180 Kalendermo­
nate Pflichtbeiträge entrichtet worden, so ist ge­
samtversorgungsfähiges Entgelt, wenn dies günsti­
ger ist, ein Zwölftel der für den Versorgungsren­
tenberechtigten in der gesetzlichen Rentenversiche­
rung maßgebenden Rentenbemessungsgrundlage 
(§ 1255 RVO, § 32 AVG, § 54 RKG). Der Monats­
betrag ist auf volle Deutsche Mark aufzurunden.

(4) Übersteigt das gesamtversorgungsfähige Ent­
gelt nach Absatz 1 oder Absatz 2 die Beitragsbe­
messungsgrenze für Monatsbezüge, die bei Eintritt 
des Versicherungsfalles in der gesetzlichen Renten­
versicherung der Arbeiter und Angestellten gilt,
so ist gesamtversorgungsfähiges Entgelt das um
20 v. H. des die Beitragsbemessungsgrenze über­
steigenden Betrages gekürzte gesamtversorgungs-

fähige Entgelt nach Absatz 1 oder Absatz 2. Der 
Monatsbetrag ist auf volle Deutsche Mark aufzu­
runden.

(5) In den Fällen der Nr. 31 Absatz 5 ist gesamt- 
versorgungsfähiges Entgelt, falls der Versorgungs­
rentenberechtigte bei Eintritt des Berechnungsfalles 
a) nicht pflichtversichert ist, das entsprechend

Nr. 47 erhöhte oder verminderte gesamtver­
sorgungsfähige Entgelt, das der Berechnung sei­
ner Versorgungsrente zuletzt zugrunde gelegen 
hat,

b) pflichtversichert ist, mindestens das in Buch­
stabe a genannte Entgelt.

(6) In den Fällen der Nr. 28 Absatz 3 ist gesamt- 
versorgungsfähiges Entgelt nach Absatz 1 das Ent­
gelt, das der Berechnung der Gesamtversorgung zu­
grunde zu legen gewesen wäre, wenn der Versiche­
rungsfall an dem Tage eingetreten wäre, an dem 
der Pflichtversicherte aus dem Beschäftigungsver­
hältnis ausgeschieden ist; Nr. 47 ist anzuwenden.

Nr. 35
Höhe der Versicherungsrente

(1) Als monatliche Versicherungsrente werden 
1,25 v. H. der Summe der bis zum Beginn der Ver­
sicherungsrente (Nr. 52) entrichteten Pflichtbeiträge 
(Nr. 63) und der zur freiwilligen Weiterversiche- 
rung entrichteten Beiträge (Nr. 67) gezahlt.

(2) Tritt bei einem Versicherungsrentenberech­
tigten ein neuer Versicherungsfall im Sinne der 
Nr. 30 Absatz 1 ein, wird die Versicherungsrente 
neu berechnet.

III. Abschnitt
Versorgungsrenten

und Versicherungsrentenfür 
Hinterbliebene

1. Anspruchsvoraussetzungen
Nr. 36

Anspruch auf Versorgungsrente oder 
Versicherungsrente für Witwen

(1) Stirbt ein Versicherter, der die Wartezeit 
erfüllt hat oder bei dem sie als erfüllt gilt und der 
im Zeitpunkt seines Todes pflichtversichert ist oder 
als pflichtversichert gilt, oder ein Versorgungsren­
tenberechtigter, so hat die Witwe Anspruch auf 
Versorgungsrente für Witwen (versorgungsrenten­
berechtigte Witwe). Der Anspruch der Witwe wird 
nicht dadurch ausgeschlossen, daß der Rentenan­
spruch des Versorgungsrentenberechtigten im Zeit­
punkt seines Todes geruht hat.

(2) Stirbt ein Versicherter, der die Wartezeit 
erfüllt hat und der im Zeitpunkt seines Todes frei­
willig versichert oder beitragsfrei versichert ist, 
oder ein Versicherungsrentenberechtigter, so hat die 
Witwe Anspruch auf Versicherungsrente für Wit­
wen (versicherungsrentenberechtigte Witwe). Der 
Anspruch der Witwe wird nicht dadurch ausge­
schlossen, daß der Rentenanspruch des Versiche­
rungsrentenberechtigten im Zeitpunkt seines Todes 
geruht hat.
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(3) Ein Anspruch auf Versorgungsrente oder Ver­
sicherungsrente für Witwen besteht nicht, wenn
a) die Ehe mit dem Verstorbenen weniger als drei 

Monate bestanden hat, es sei denn, daß nach 
den besonderen Umständen des Falles die An­
nahme nicht gerechtfertigt ist, daß es der allei­
nige oder überwiegende Zweck der Heirat war, 
der Witwe eine Rente zu verschaffen, oder

b) die Ehe nach dem Eintritt des Versicherungs­
falles geschlossen worden ist und der Verstor­
bene im Zeitpunkt der Eheschließung das 65.
Lebensjahr vollendet hat, es sei denn, daß aus
der Ehe ein Kind hervorgegangen ist oder daß 
im Zeitpunkt der Eheschließung ein Kind aus 
einer früheren Ehe des Verstorbenen der elter-
lichen Betreuung bedurfte, oder 4

c) die Witwe den Tod des Versicherten oder des 
Versorgungsrentenberechtigten oder Versiche­
rungsrentenberechtigten vorsätzlich herbeige­
führt hat.

(4) Anspruch auf Versorgungsrente oder Versiche­
rungsrente für Witwen hat auch die schuldlos oder 
aus überwiegendem Verschulden des verstorbenen 
Ehemannes geschiedene Ehefrau, die im Falle des 
Fortbestehens der Ehe Versorgungsrente nach Ab­
satz 1 oder Versicherungsrente nach Absatz 2 erhal­
ten hätte, wenn ihr der Verstorbene im letzten Jahr 
vor seinem Tode Unterhalt geleistet hat oder am 
Todestag auf Grund einer rechtskräftigen Entschei­
dung oder einer Unterhaltsvereinbarung Unterhalt 
zu leisten hatte. War der Verstorbene im Zeit­
punkt seines Todes in der gesetzlichen Rentenver­
sicherung versichert und hatte er dort die Warte­
zeit erfüllt oder erhielt er in diesem Zeitpunkt eine 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung, so 
gilt Satz 1 nur dann, wenn die frühere Ehefrau 
Rente nach §1265 RVO, §42 AVG oder §65 
RKG erhält. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend 
für die einer schuldlos geschiedenen Ehefrau gleich­
gestellte frühere Ehefrau des Verstorbenen, wenn 
die Ehe aufgehoben oder für nichtig erklärt wor­
den ist.

Nr. 37
Anspruch auf Versorgungsrente oder 

Versicherungsrente für Witwer
(1) Nr. 36 gilt entsprechend für den Witwer einer 

verstorbenen Versicherten oder Versorgungsrenten­
berechtigten oder Versicherungsrentenberechtigten, 
wenn die Verstorbene im Jahr vor ihrem Tod den 
Familienunterhalt überwiegend getragen hat, oder, 
falls die Ehegatten getrennt gelebt haben, dem Ehe­
mann auf Grund einer rechtskräftigen Entschei-
dung oder Unterhaltsvereinbarung Unterhalt 
leisten hatte.

zu

(2) An die Stelle der Versorgungsrente oder Ver­
sicherungsrente für Witwen im Sinne der Versor­
gungsordnung tritt die Versorgungsrente oder die 
Versicherungsrente für Witwer, an die Stelle der 
Witwe tritt der Witwer.

Nr. 38
Anspruch auf Versorgungsrente oder 

Versicherungsrente für Waisen
(1) Stirbt ein Versicherter, der die Wartezeit er-

füllt hat oder bei dem sie als erfüllt gilt und der im 
Zeitpunkt seines Todes pflichtversichert ist oder als 
pflichtversichert gilt, oder ein Versorgungsrenten­
berechtigter, so haben die unverheirateten Kinder 
Anspruch auf Versorgungsrente für Waisen, wenn 
sie das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
(versorgungsrentenberechtigte Waisen). Darüber 
hinaus besteht Anspruch auf Versorgungsrente für 
Waisen, wenn und solange sich die unverheiratete 
Waise in Schul- oder Berufsausbildung befindet, 
oder ein freiwilliges soziales Jahr im Sinne des 
Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen sozialen 
Jahres leistet, bis zur Vollendung des 25. Lebens­
jahres, oder wenn sie bei Vollendung des 18. Le­
bensjahres infolge körperlicher oder geistiger Ge­
brechen außer Stande ist, sich selbst zu unterhal­
ten, solange dieser Zustand dauert. Ist die Schul- 
oder Berufsausbildung durch Erfüllung der gesetz­
lichen Wehr- oder Ersatzdienstpflicht oder durch 
Leistung eines freiwilligen sozialen Jahres verzö­
gert worden, so ist die Versorgungsrente für die 
Waise auch für einen der Dauer dieses Dienstes 
entsprechenden Zeitraum über das 25. Lebensjahr 
hinaus zu gewähren.

(2) Stirbt ein Versicherter, der die Wartezeit er­
füllt hat und der im Zeitpunkt seines Todes frei­
willig weiterversichert oder beitragsfrei versichert 
ist, oder ein Versicherungsrentenberechtigter, so 
haben die unverheirateten Kinder unter den in 
Absatz 1 genannten Voraussetzungen Anspruch auf 
Versicherungsrente für Waisen (versicherungsren­
tenberechtigte Waisen).

(3) Der Anspruch auf Versorgungsrente oder Ver­
sicherungsrente für Waisen wird nicht dadurch aus­
geschlossen, daß der Rentenanspruch des Versor­
gungsrentenberechtigten oder Versicherungsrenten­
berechtigten im Zeitpunkt seines Todes geruht hat.

(4) Kinder im Sinne der Absätze 1 und 2 sind
a) die ehelichen Kinder,
b) die für ehelich erklärten Kinder,
c) die an Kindes Statt angenommenen Kinder,
d) die Kinder aus nichtigen Ehen,
e) uneheliche Kinder
des Verstorbenen. Uneheliche Kinder eines männ­
lichen Versicherten oder Versorgungsrentenberech­
tigten oder Versicherungsrentenberechtigten haben 
die Vaterschaft des Verstorbenen durch gerichtliche 
Entscheidung über das Bestehen der Vaterschaft 
oder der Unterhaltspflicht oder durch Vaterschafts­
anerkenntnis nachzuweisen.

(5) Ein Anspruch auf Versorgungsrente oder Ver­
sicherungsrente für Waisen besteht nicht für eine 
Waise, die den Tod des Versicherten oder Versor­
gungsrentenberechtigten oder Versicherungsrenten­
berechtigten vorsätzlich herbeigeführt hat.

(6) Hat die Waise einen Anspruch auf Versor­
gungsrente oder Versicherungsrente für Waisen so­
wohl aus dem Versicherungsverhältnis des Vaters 
als auch aus dem der Mutter, so wird nur die 
höhere Versorgungsrente oder Versicherungsrente 
für Waisen gezahlt.

%
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(7) Der Anspruch einer Waise auf Versorgungs­
rente oder Versicherungsrente für Waisen wird 
nicht dadurch berührt, daß sie ein Dritter an Kin­
des Statt annimmt. Ist der Dritte ein Versicherter, 
ein Versorgungsrentenberechtigter oder ein Ver­
sicherungsrentenberechtigter, so erhält die Waise 
nach seinem Tode nur dann eine neue Versorgungs­
rente oder Versicherungsrente für Waisen, wenn 
diese höher ist; die bisherige Versorgungsrente 
oder Versicherungsrente für Waisen erlischt in die­
sem Fall.

Nr. 39
Versorgungsrenten oder Versicherungsrenten 

bei Verschollenheit
(1) Versorgungsrente oder Versicherungsrente 

für Witwen, Witwer oder Waisen erhalten, wenn 
der Versicherte oder Versorgungsrentenberechtigte 
oder Versicherungsrentenberechtigte verschollen ist, 
die Personen, die im Falle seines Todes Versor­
gungsrente oder Versicherungsrente für Witwen, 
Witwer oder Waisen erhielten. Sterbegeld wird 
nicht gewährt.

(2) War der Versicherte oder Versorgungsrenten­
berechtigte oder Versicherungsrentenberechtigte in 
der gesetzlichen Rentenversicherung versichert und 
hatte er dort die Wartezeit erfüllt, so gilt er als 
von dem Zeitpunkt an verschollen, von dem an 
Rente wegen Verschollenheit aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung gewährt wird. War der Ver­
sicherte oder Versorgungsrentenberechtigte oder 
Versicherungsrentenberechtigte in der gesetzlichen 
Rentenversicherung nicht versichert oder hatte er
dort die Wartezeit nicht erfüllt, so ist er mit Ab-
lauf des Monats verschollen, in dem sein Aufent­
halt seit einem Jahr unbekannt ist, ohne daß Nach­
richten darüber vorliegen, ob er in dieser Zeit noch 
gelebt hat oder gestorben ist, sofern nach den Um­
ständen hierdurch ernstliche Zweifel an seinem 
Fortleben begründet werden.

(3) An die Stelle des Zeitpunktes des Todes nach 
Nr. 40 Absatz 2, Nr. 41 Absatz 2, Nr. 43 und 44 
tritt der Tag, von dem an Rente wegen Verschol­
lenheit aus der gesetzlichen Rentenversicherung ge­
währt wird. Besteht kein Anspruch auf eine Rente 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung, so tritt an 
die Stelle des Zeitpunktes des Todes der Tag nach 
dem Tag, an dem der Verschollene nach der letzten 
Nachricht von ihm oder über ihn noch gelebt hat.

(4) Kinder, die später als 302 Tage nach dem 
Tage geboren sind, der nach Absatz 3 an die Stelle 
des Todestages tritt, gelten nicht als Kinder im
Sinne der Nr. 38 Absatz 4.

(5) Der Anspruch auf Versorgungsrente oder 
Versicherungsrente wegen Verschollenheit erlischt 
mit dem Ablauf des Monats, in dem der Verschol­
lene gestorben oder zurückgekehrt ist oder Nach­
richten darüber vorliegen, daß er noch lebt.

(6) Kehrt der verschollene Versorgungsrenten­
berechtigte oder Versicherungsrentenberechtigte zu­
rück und liegen in diesem Zeitpunkt die Voraus­
setzungen des Anspruches auf Versorgungsrente 
oder Versicherungsrente noch vor, so erhält er vom

Ersten des Monats an, in dem er den Antrag auf 
Wiedergewährung der Versorgungsrente oder Ver­
sicherungsrente bei dem Zusatzversorgungsfonds 
gestellt hat, die Rente in der Höhe, in der sie zuste­
hen würde, wenn sie nicht erloschen gewesen wäre.

2. Höhe der Versorgungsrenten für Hinterbliebene

Nr. 40
Höhe der Versorgungsrente für Witwen

(1) Als monatliche Versorgungsrente für Witwen 
wird der Betrag gezahlt, um den die Summe der 
in Absatz 2 genannten Bezüge hinter der Gesamt­
versorgung für Witwen (Absätze 2 und 6) zurück­
bleibt.

(2) Die Gesamtversorgung für Witwen beträgt 
60 v. H. der Gesamtversorgung, die der Berechnung 
der Versorgungsrente des Verstorbenen zugrunde 
zu legen gewesen wäre, wenn er im Zeitpunkt sei­
nes Todes Anspruch auf Versorgungsrente erwor­
ben hätte. Hatte der Verstorbene im Zeitpunkt
seines Todes Anspruch auf Versorgungsrente, so
ist für die Ermittlung der für ihn in diesem Zeit­
punkt maßgebenden Gesamtversorgung als gesamt­
versorgungsfähiges Entgelt das entsprechend Nr. 47 
erhöhte oder verminderte gesamtversorgungsfähige 
Entgelt anzusetzen, das der Berechnung seiner Ver­
sorgungsrente zuletzt zugrunde gelegen hat, wenn 
sich nicht bei einem im Zeitpunkt des Todes pflicht­
versichert gewesenen Versorgungsrentenberechtig­
ten nach Nr. 34 ein höheres gesamtversorgungsfä­
higes Entgelt ergibt. Kürzungen nach Nr. 32 Ab­
satz 4 bleiben unberücksichtigt. In dem Fall der 
Nr. 36 Absatz 4 und Nr. 37 Absatz 1 ist Gesamtver­
sorgung jedoch höchstens der Betrag, den der (die) 
Verstorbene zur Zeit seines (ihres) Todes auf Grund 
einer rechtskräftigen Entscheidung oder einer Ver­
einbarung monatlich als Unterhalt zu leisten hatte; 
ist eine solche Entscheidung nicht ergangen oder 
liegt eine Unterhaltsvereinbarung nicht vor, so ist 
Gesamtversorgung höchstens der monatliche Durch­
schnitt des Betrages, den der (die) Verstorbene im 
Jahre vor seinem (ihrem) Tod als Unterhalt gelei­
stet hat.

(3) Bezüge im Sinne des Absatzes 1 sind
a) die Witwenrente aus der gesetzlichen Renten­

versicherung des Verstorbenen in der Höhe, in 
der sie erstmals festgesetzt wird, mit Ausnahme 
der Steigerungsbeträge aus Beiträgen zur Hö­
herversicherung, es sei denn, daß diese Beiträge 
auf Zeiten entfallen, die als gesamtversorgungs­
fähig angerechnet worden sind,

b) die Witwenrente aus der gesetzlichen Unfall­
versicherung in der Höhe, in der sie erstmals 
festgesetzt wird, soweit sie den Betrag der 
Grundrente für Witwen nach dem Bundesver­
sorgungsgesetz übersteigt,

c) 0,75 v. H. monatlich der doppelten Summe der 
Beiträge, die ein Arbeitgeber im kirchlichen 
oder diakonischen oder einem anderen öffent­
lichen Dienst als Zuschuß zu den Beiträgen des 
Verstorbenen zu einer kirchlichen oder sonsti­
gen öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder
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Versorgungseinrichtung oder zu einer Lebens­
versicherung gezahlt hat, jedoch nicht mehr als 
0,75 v. H. monatlich der Beiträge, die während 
der Zeit gezahlt worden sind, während der sich 
der Arbeitgeber am Aufbringen der Beiträge 
beteiligt hat. Satz 1 findet auf Beiträge aus Ver­
sicherungsverträgen nach Nr. 74 Absatz 2 keine 
Anwendung.

d) in den Fällen der Nr. 36 Absatz 4 und Nr. 37 
Absatz 1 ferner die Grundrente für Witwen oder 
Witwer nach dem Bundesversorgungsgesetz.

Treffen Bezüge nach Buchstabe a mit Bezügen 
nach Buchstabe b zusammen, so bleibt die Summe 
dieser Bezüge bis zu dem Betrage unberücksichtigt, 
der dem Betrag der Grundrente für Witwen nach 
dem Bundesversorgungsgesetz entspricht.

(4) Erreicht die Versorgungsrente nach Absatz 1 
nicht monatlich den Betrag von 0,75 v.H. der 
Summe der für den Verstorbenen entrichteten 
Pflichtbeiträge, so ist dieser Betrag als Versor­
gungsrente zu zahlen.

(5) Sind auch Beiträge auf Grund einer freiwilli­
gen Weiterversicherung (Nr. 67) entrichtet worden, 
so erhöht sich die Versorgungsrente nach Absatz 1 
oder Absatz 4 monatlich um den Betrag von 0,75 
v. H. der Summe dieser Beiträge.

(6) Solange die versorgungsrentenberechtigte 
Witwe eine Rente aus der gesetzlichen Rentenver­
sicherung nach § 1268 Absatz 1 RVO, §45 Absatz 
1 AVG oder § 69 Absatz 1 RKG erhält, beträgt die 
Gesamtversorgung 80 v. H. der Gesamtversorgung 
nach Absatz 2.

(7) Wird eine Rente aus der gesetzlichen Renten­
versicherung nach § 1248 Absatz 1 RVO, §45 Ab­
satz 1 AVG oder § 69 Absatz 1 RKG in eine Rente 
nach §1248 Absatz 2 RVO, §45 Absatz 2 AVG 
oder § 69 Absatz 2 RKG umgewandelt, so wird die 
Versorgungsrente neu berechnet. Dies gilt auch im 
umgekehrten Falle.

Nr. 41
Höhe der Versorgungsrente für Waisen

(1) Als monatliche Versorgungsrente für Waisen 
wird der Betrag gezahlt, um den die Summe der in 
Absatz 5 genannten Bezüge hinter der Gesamtver­
sorgung für Waisen (Absatz 2) zurückbleibt.

(2) Die Gesamtversorgung für Waisen beträgt bei 
einer Halbwaise 12 v. H. und bei einer Vollwaise 
20 v. H. der nach Nr. 40 Absatz 2 Satz 1 bis 3 für 
den Verstorbenen zum Todeszeitpunkt errechneten 
Gesamtversorgung.

(3) Vollwaise im Sinne des Absatzes 2 ist die 
Waise, die keinen Unterhaltsanspruch gegen einen 
Eltern- oder Adoptivelternteil hat. Als Vollwaise 
gelten auch das uneheliche Kind eines verstorbenen 
männlichen Versicherten oder Versorgungsrenten­
berechtigten, wenn die Mutter des Kindes verstor­
ben ist, und das uneheliche Kind einer verstorbe­
nen Versicherten oder Versorgungsrentenberech­
tigten, dessen Vater nicht festgestellt ist. Nr. 38 
Absatz 7 Satz 1 bleibt unberührt.

(4) Halbwaisen, die zu dem in Nr. 38 Absatz 4 
Buchstaben a bis d genannten Personenkreis zählen,

erhalten die Waisenrente für Vollwaisen, wenn der 
Mutter oder im Falle der Nr. 37 dem Vater kein 
Anspruch auf Versorgungsrente für Witwen oder 
Witwer aus der Ehe mit dem (der) Versicherten zu­
steht, zu dem (der) das Kindschaftsverhältnis be­
standen hat.

(5) Bezüge im Sinne des Absatzes 1 sind
a) die Waisenrente aus der gesetzlichen Rentenver­

sicherung in der Höhe, in der sie erstmals fest­
gesetzt wird, mit Ausnahme des Kinderzuschus­
ses sowie der Steigerungsbeträge aus Beiträgen
zur Höherversicherung, es sei denn, daß diese
Beiträge auf Zeiten entfallen, die als gesamt­
versorgungsfähig angerechnet worden sind,

b) die Waisenrente aus der gesetzlichen Unfallver­
sicherung des Verstorbenen in der Höhe, in der 
sie erstmals festgesetzt wird, mit Ausnahme der 
Kinderzulage, soweit sie den Betrag der Grund­
rente für Waisen nach dem Bundesversorgungs­
gesetz überschreitet,

c) bei einer Halbwaise 0,15 v. H. monatlich, bei 
einer Vollwaise 0,25 v. H. monatlich der doppel­
ten Summe der Beiträge, die ein Arbeitgeber 
im kirchlichen oder diakonischen oder einem 
anderen öffentlichen Dienst als Zuschuß zu den 
Beiträgen des Verstorbenen zu einer kirchlichen 
oder sonstigen öffentlich-rechtlichen Versiche­
rungs- oder Versorgungseinrichtung oder zu 
einer Lebensversicherung gezahlt hat, jedoch bei 
einer Halbwaise nicht mehr als 0,15 v. H., bei 
einer Vollwaise nicht mehr als 0,25 v. H. monat­
lich der Beiträge, die während der Zeit gezahlt 
worden sind, während derer sich der Arbeit­
geber am Aufbringen der Beiträge beteiligt hat. 
Satz 1 findet auf Beiträge aus Versicherungsver­
trägen nach Nr. 74 Absatz 2 keine Anwendung.

Treffen Bezüge nach Buchstabe a mit Bezügen 
nach Buchstabe b zusammen, so bleibt die Summe 
dieser Bezüge bis zu dem Betrag unberücksichtigt, 
der dem Betrag der Grundrente für Waisen nach 
dem Bundesversorgungsgesetz entspricht.

(6) Erreicht die Versorgungsrente nach Absatz 1 
bei einer Halbwaise nicht monatlich den Betrag 
von 0,15 v. H., bei einer Vollwaise nicht 0,25 v. H. 
der Summe der für den Verstorbenen entrichteten 
Pflichtbeiträge, so ist dieser Betrag als Versor­
gungsrente zu zahlen.

(7) Sind auch Beiträge auf Grund einer frei­
willigen Weiterversicherung (Nr. 23) entrichtet wor­
den, so erhöht sich die Versorgungsrente nach 
Absatz 1 oder Absatz 6 bei einer Halbwaise monat­
lich um den Betrag von 0,15 v. H., bei einer Voll­
waise um den Betrag von 0,25 v. H. der Summe die­
ser Beiträge.

Nr. 42
Höchstbetrag der Versorgungsrenten bei mehreren 

Hinterbliebenen
(1) Die Gesamtversorgungen für die Hinterblie­

benen dürfen zusammen die Gesamtversorgung des 
Verstorbenen nicht übersteigen, die der Berech­
nung der Versorgungsrenten für die Hinterbliebe­
nen zugrunde liegt.
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(2) Treffen Versorgungsrenten nach Nr. 40 Ab­
satz 4 und Nr. 41 Absatz 6 zusammen, so dürfen sie 
die Versorgungsrente nicht übersteigen, die dem 
Verstorbenen nach Nr. 31 Absatz 3 zugestanden 
hätte, wenn er im Zeitpunkt seines Todes Anspruch 
auf Versorgungsrente erworben hätte. Erhöhungs­
beträge, die den aus der Gesamtversorgung errech­
neten Versorgungsrenten nach Nr. 40 Absatz 5 oder 
Nr. 41 Absatz 7 zugeschlagen werden, dürfen zu­
sammen den Erhöhungsbetrag nicht übersteigen, 
der dem Verstorbenen nach Nr. 31 Absatz 4 zuge­
standen hätte, wenn er im Zeitpunkt seines Todes 
Anspruch auf Versorgungsrente erworben hätte.

(3) Überschreiten die Gesamtversorgungen der 
Hinterbliebenen oder die in Absatz 2 genannten 
Versorgungsrenten oder Erhöhungsbeträge der Hin­
terbliebenen die nach Absatz 1 oder Absatz 2 maß­
gebende Grenze, so werden die Gesamtversorgun­
gen, die Versorgungsrenten oder die Erhöhungs­
beträge im gleichen Verhältnis gekürzt.

(4) Erlöschen Versorgungsrenten, denen nach Ab­
satz 3 gekürzte Gesamtversorgungen zugrunde lie­
gen oder die nach Absatz 3 gekürzte Erhöhungs­
beträge enthalten, oder Versorgungsrenten, die 
nach Absatz 3 gekürzt sind, so erhöhen sich die 
Gesamtversorgungen, die Versorgungsrenten oder 
die Erhöhungsbeträge der verbleibenden Hinterblie­
benen vom Beginn des folgenden Kalendermonats an 
entsprechend, jedoch nur bis zum vollen Betrag.

3. Höhe der Versicherungsrenten für 
Hinterbliebene

Nr. 43
Höhe der Versicherungsrente für Witwen

Die monatliche Versicherungsrente für Witwen 
beträgt 60 v. H. der Versicherungsrente, die dem 
Verstorbenen nach Nr. 35 Absatz 1 zugestanden 
hätte, wenn der Anspruch darauf im Zeitpunkt 
seines Todes entstanden wäre.

Nr. 44
Höhe der Versicherungsrente für Waisen

Die monatliche Versicherungsrente für Waisen 
beträgt für eine Halbwaise 12 v. H. und für eine 
Vollwaise 20 v. H. der Versicherungsrente, die dem 
Verstorbenen nach Nr. 35 Absatz 1 zugestanden 
hätte, wenn der Anspruch darauf im Zeitpunkt 
seines Todes entstanden wäre. Nr. 41 Absatz 3 und 
4 gilt sinngemäß.

Nr. 45
Höchstbetrag bei mehreren Anspruchs­

berechtigten
(1) Die Versicherungsrenten für Hinterbliebene 

dürfen zusammen die Versicherungsrente nicht 
übersteigen, die dem Verstorbenen nach Nr. 35 
Absatz 1 zugestanden hätte, wenn der Anspruch 
darauf im Zeitpunkt seines Todes entstanden wäre. 
Versicherungsrenten für Hinterbliebene, die zu­
sammen einen höheren Betrag ergeben, werden 
im gleichen Verhältnis gekürzt.

(2) Erlischt eine der nach Absatz 1 Satz 2 ge­
kürzten Versicherungsrenten, so erhöht sich die
Versicherungsrente der verbleibenden Hinterblie­
benen vom Beginn des folgenden Kalendermonats 
an entsprechend, jedoch höchstens bis zu dem sich 
aus Nr. 43 und 44 ergebenden vollen Betrag.

IV. Abschnitt 
Zusammentreffen und Anpassung 

von Versorgungsrenten

Nr. 46
Zusammentreffen mehrerer Ansprüche

(1) Bestehen beim Zusatzversorgungsfonds für 
dieselbe Person auf Grund mehrerer Beschäfti­
gungsverhältnisse mehrere Pflichtversicherungen, 
so sind diese bei der Berechnung von Leistungen 
als ein einheitliches Versicherungsverhältnis zu be­
handeln.

(2) Trifft in einer Person ein Anspruch auf Ver­
sorgungsrente für Versicherte aus einem Versiche­
rungsverhältnis beim Zusatzversorgungsfonds mit 
einem Anspruch auf Versorgungsrente für Ver­
sicherte gegen eine andere Zusatzversorgungsein­
richtung, mit der ein Überleitungsabkommen be­
steht, zusammen, so ist der Versorgungsrentenbe­
rechtigte verpflichtet, nach Maßgabe des Überlei­
tungsabkommens die Überleitung der Beiträge von 
der anderen Zusatzversorgungseinrichtung zum Zu­
satzversorgungsfonds oder vom Zusatzversorgungs­
fonds zur anderen Zusatzversorgungseinrichtung zu 
beantragen. Das gleiche gilt im Falle des Todes 
eines bei mehreren Zusatzversorgungseinrichtun­
gen Pflichtversicherten für seine Hinterbliebenen.

(3) Trifft in der Person eines Hinterbliebenen 
ein Anspruch auf Versorgungsrente aus einem eige­
nen Versicherungsverhältnis beim Zusatzversor­
gungsfonds mit einem Anspruch auf Versorgungs­
rente für Hinterbliebene gegen den Zusatzversor­
gungsfonds zusammen, so werden gezahlt, 
a) wenn die Versorgungsrente aus eigener Versi­

cherung höher ist als die Versorgungsrente für 
Hinterbliebene, nur die Versorgungsrente aus 
eigener Versicherung und daneben die Versor­
gungsrente nach Nr. 40 Absatz 4 oder Nr. 41 
Absatz 6 und die Erhöhungsbeträge nach Nr. 40 
Absatz 5 oder Nr. 41 Absatz 7,

b) wenn die Versorgungsrente aus eigener Ver­
sicherung niedriger ist als die Versorgungs­
rente für Hinterbliebene, nur die Versorgungs­
rente für Hinterbliebene und daneben die Ver­
sorgungsrente nach Nr. 31 Absatz 3 und der Er­
höhungsbetrag nach Nr. 31 Absatz 4.

(4) Absatz 3 gilt entsprechend, wenn ein An­
spruch auf Versorgungsrente für Versicherte mit 
einem Anspruch auf Versorgungsrente für Hinter­
bliebene zusammentrifft und sich einer dieser An­
sprüche gegen eine andere Zusatzversorgungsein­
richtung, mit der ein Überleitungsabkommen be­
steht, richtet. Die Zahlungen werden von den aus 
dem einzelnen Versicherungsverhältnis jeweils ver­
pflichteten Kassen geleistet.
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Nr. 47
Anpassung der Versorgungsrenten

Werden die Bezüge der Versorgungsempfänger 
des Bundes, deren Versorgungsbezügen ein Grund­
gehalt nicht zugrunde liegt, infolge von Verände­
rungen der wirtschaftlichen Verhältnisse allgemein 
angehoben oder vermindert, so werden die sich aus 
Nr. 31 Absatz 1, Nr. 40 Absatz 1 und Nr. 41 Ab­
satz 1 ergebenden Versorgungsrenten zum selben 
Zeitpunkt und im gleichen Ausmaß erhöht oder 
vermindert. Ist die Versorgungsrente bereits nach 
Satz 1 erhöht oder vermindert worden, so ist für 
die weitere Anwendung dieser Vorschrift von der 
erhöhten oder verminderten Versorgungsrente aus­
zugehen. Nr. 31 Absatz 3, Nr. 40 Absatz 4 und 
Nr. 41 Absatz 6 bleiben unberührt.

V. Abschnitt
Sonstige Leistungen

Nr. 48
Kinderzuschlag

(1) Nach Nr. 28 Versorgungsrentenberechtigte, 
die keine Rente aus der gesetzlichen Renten­
versicherung, der gesetzlichen Unfallversicherung 
oder einer öffentlich-rechtlichen Versicherungs­
oder Versorgungseinrichtung beziehen, erhalten für 
a) die ehelichen Kinder,
b) die für ehelich erklärten Kinder,
c) die an Kindes Statt angenommenen Kinder,
d) die Kinder aus nichtigen Ehen,
e) die unehelichen Kinder
Zuschläge in Höhe des Kinderzuschlages für die Be­
amten der Evangelischen Landeskirche in Baden. 
Das gleiche gilt für Versorgungsrentenberechtigte, 
die nur eine Rente aus der gesetzlichen Unfallver­
sicherung beziehen, zu der keine Kinderzulage ge­
währt wird. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend 
für versorgungsrentenberechtigte Witwen und Wit­
wer.

(2) Versorgungsrentenberechtigte Waisen, die 
keine Rente aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung, der gesetzlichen Unfallversicherung oder 
einer öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder 
Versorgungseinrichtung beziehen, erhalten den 
Kinderzuschlag neben der Versorgungsrente, wenn 
ein Anspruch auf Versorgungsrente für Witwen 
oder Witwer nicht besteht. Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend.

(3) Für das Entstehen und das Erlöschen des An­
spruches sowie für den Beginn des Kinderzuschla-
ges gelten die Vorschriften für die Versorgungs­
renten für Waisen entsprechend.

(4) Wenn anderweitig Anspruch auf Gewährung 
von Kinderzusehlag oder entsprechende Leistungen 
oder Anspruch auf Kindergeld nach dem Bundes­
kindergeldgesetz besteht, werden Kinderzuschläge 
nur insoweit gewährt, als sie die anderweitigen 
Ansprüche übersteigen.

Nr. 49 
Sterbegeld %

(1) Stirbt ein Versorgungsrentenberechtigter nach

Beginn der Versorgungsrente (Nr. 52), so erhalten 
a) sein überlebender Ehegatte,
b) seine ehelichen und für ehelich erklärten Ab­

kömmlinge,
c) die von ihm an Kindes Statt angenommenen 

Kinder,
d) seine Verwandten der aufsteigenden Linie
e) seine Geschwister und Geschwisterkinder, 
f) seine Stiefkinder
Sterbegeld, wenn sie zur Zeit seines Todes zu sei­
ner häuslichen Gemeinschaft gehört haben. Das 
gleiche gilt für die unehelichen Kinder einer weib­
lichen Versorgungsrentenberechtigten und deren 
Abkömmlinge.

(2) Der Verwaltungsrat kann auch bei Beendi­
gung eines Beschäftigungsverhältnisses durch Tod 
ein Sterbegeld an den in Absatz 1 bezeichneten 
Personenkreis bewilligen, wenn der Verstorbene 
die Wartezeit erfüllt hat und der Arbeitgeber nach 
dem Beschäftigungsvertrag eine Leistung anläßlich 
des Todes nicht zu erbringen braucht.

(3) Das Sterbegeld beträgt das Zweifache der der 
Berechnung der Versorgungsrente zugrunde lie­
genden entsprechend Nr. 47 erhöhten oder ver­
minderten monatlichen Gesamtversorgung, auf die 
der Verstorbene im Zeitpunkt seines Todes An­
spruch hatte oder Anspruch gehabt hätte, wenn er 
an diesem Tage versorgungsrentenberechtigt ge­
worden wäre. Das Sterbegeld ist in einer Summe zu 
zahlen.

(4) Sind Anspruchsberechtigte nach Absatz 1 nicht 
vorhanden, so werden auf Antrag den Personen, 
die die Kosten der Bestattung getragen haben, 
ihre Aufwendungen ersetzt, jedoch nur bis zur 
Höhe des Sterbegeldes. Das gleiche gilt für Bestat­
tungsinstitute, die die Bestattung im Auftrag des 
Verstorbenen besorgt haben.

(5) Die Zahlung an einen der nach Absatz 1 oder 
Absatz 4 Berechtigten befreit den Zusatzversor­
gungsfonds gegenüber allen Berechtigten.

(6) Wer den Tod des Versorgungsrentenberech­
tigten vorsätzlich herbeigeführt hat, hat keinen 
Anspruch nach Absatz 1 oder Absatz 4.

(7) Der Anspruch auf Sterbegeld oder auf Er­
satz für Aufwendungen ist innerhalb einer Aus­
schlußfrist von 2 Jahren nach dem Tod des Ver­
sicherten schriftlich bei der Geschäftsstelle des Zu­
satzversorgungsfonds geltend zu machen.

Nr. 50 
Abfindung

(1) Witwen, die Anspruch auf Versorgungsrente 
oder Versicherungsrente für Witwen haben und 
wieder heiraten, erhalten eine Abfindung. Die Ab­
findung beträgt das 24fache der Versorgungs- oder 
Versicherungsrente, die der Witwe im Monat der 
Wiederverheiratung zustand.

(2) Versicherungsrenten für Versicherte, die einen 
Monatsbetrag von 20,— DM nicht überschreiten, 
sowie Versicherungsrenten für Hinterbliebene, die 
aus einer Versicherungsrente für Versicherte be­
rechnet sind, deren Monatsbetrag 20,— DM nicht 
überschreitet, können abgefunden werden. Der Be- ♦

-
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rechtigte kann einen Antrag auf Abfindung späte­
stens bis 6 Monate nach Zustellung des Rentenbe­
scheides stellen. Bereits gezahlte Rentenbeträge wer­
den auf den Abfindungsbetrag angerechnet. Ver­
sicherungsrenten wegen Verschollenheit (Nr. 39) wer­
den nicht abgefunden.

(3) Der Abfindungsbetrag nach Absatz 2 wird be­
rechnet, indem die Versicherungsrente, die dem 
Berechtigten im Zeitpunkt des Entstehens des An­
spruchs zustand, mit dem sich aus der nachstehen­
den Tabelle ergebenden Faktor vervielfacht wird. 
Bei mehreren Hinterbliebenen ist der Abfindungs­
betrag für jeden Berechtigten getrennt zu berech­
nen.
a) Versicherungsrenten für Versicherte:

Alter des Berechtigten beim 
Entstehen des Anspruchs
unter 23 Jahre
23 Jahre bis unter 26 Jahre 
26 Jahre bis unter 28 Jahre 
28 Jahre bis unter 31 Jahre 
31 Jahre bis unter 33 Jahre 
33 Jahre bis unter 36 Jahre 
36 Jahre bis unter 59 Jahre 
59 Jahre bis unter 63 Jahre 
63 Jahre bis unter 66 Jahre 
66 Jahre bis unter 69 Jahre 
69 Jahre bis unter 72 Jahre 
72 Jahre bis unter 74 Jahre 
74 Jahre bis unter 78 Jahre 
78 Jahre bis unter 81 Jahre 
81 Jahre bis unter 86 Jahre 
86 Jahre bis unter 92 Jahre
92 Jahre und mehr

Faktor
72

84

96

108

120

132

144

132

120

108

96

84

72

60

48

36

24

b) Versicherungsrenten für Witwen oder Witwer:
unter 25 Jahre
25 Jahre bis unter 27 Jahre 
27 Jahre bis unter 28 Jahre 
28 Jahre bis unter 29 Jahre 
29 Jahre bis unter 30 Jahre 
30 Jahre bis unter 31 Jahre 
31 Jahre bis unter 32 Jahre 
32 Jahre bis unter 33 Jahre 
33 Jahre bis unter 34 Jahre 
34 Jahre bis unter 36 Jahre 
36 Jahre bis unter 38 Jahre 
38 Jahre bis unter 43 Jahre 
43 Jahre bis unter 45 Jahre 
45 Jahre bis unter 52 Jahre 
52 Jahre bis unter 55 Jahre 
55 Jahre bis unter 58 Jahre 
58 Jahre bis unter 61 Jahre 
61 Jahre bis unter 63 Jahre 
63 Jahre bis unter 65 Jahre 
65 Jahre bis unter 68 Jahre 
68 Jahre bis unter 70 Jahre 
70 Jahre bis unter 73 Jahre 
73 Jahre bis unter 75 Jahre 
75 Jahre bis unter 78 Jahre 
78 Jahre bis unter 82 Jahre 
82 Jahre bis unter 86 Jahre 
86 Jahre bis unter 92 Jahre 
92 Jahre und mehr

60

72

84

96

108

120

132

144

156

168

180

192

204

192

180

168

156

144

132

120

108

96

84

72

60

48

36

24

c) Versicherungsrenten für Waisen:
unter 2 Jahre
2 Jahre bis unter
4 Jahre bis unter
5 Jahre bis unter
7 Jahre bis unter

4 Jahre
5 Jahre
7 Jahre
8 Jahre

8 Jahre bis unter 10 Jahre 
10 Jahre bis unter 11 Jahre 
11 Jahre bis unter 12 Jahre 
12 Jahre bis unter 14 Jahre 
14 Jahre bis unter 15 Jahre 
15 Jahre bis unter 16 Jahre 
16 Jahre bis unter 17 Jahre 
17 Jahre und mehr

156

144

132

120

108

96

84

72

60

48

36

24

12

(4) Nimmt ein Versicherungsrentenberechtigter 
oder ein versicherungsrentenberechtigter Hinter­
bliebener seinen Wohnsitz oder dauernden Aufent­
halt außerhalb des Bundesgebietes einschließlich 
des Landes Berlin, so kann die Versicherungsrente 
abgefunden werden. Der Abfindungsbetrag wird 
nach Absatz 3 berechnet; an die Stelle des Zeit­
punktes des Entstehens des Anspruchs tritt der 
Zeitpunkt, zu dem der Berechtigte seinen Wohn­
sitz oder dauernden Aufenthalt außerhalb des Bun­
desgebietes einschließlich des Landes Berlin genom­
men hat. Über diesen Zeitpunkt hinaus gezahlte 
Leistungen werden auf den Abfindungsbetrag an­
gerechnet.

(5) Mit der Abfindung nach Absatz 2 und 4 er­
löschen alle Ansprüche aus der Versicherung; Zei­
ten aus dieser Versicherung werden bei der Be­
rechnung einer künftigen Leistung nicht berück­
sichtigt.

(6) Für die Anwendung der Nr. 42 Absatz 4 und 
Nr. 45 Absatz 2 gilt die Versorgungsrente oder Ver­
sicherungsrente für Hinterbliebene nicht als abge­
funden.

Nr. 51
Härteausgleich

Im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten des 
Zusatzversorgungsfonds kann der Verwaltungsrat 
zur Vermeidung besonderer Härten
a) im Einzelfall Leistungen ohne Anerkennung 

eines Rechtsanspruches widerruflich bewilligen,
b) auch bei Nichterfüllung der Wartezeit eine Lei­

stung ohne Anerkennung eines Rechtsanspru­
ches in stets widerruflicher Weise bewilligen,

c) die Rückzahlung überhobener Leistungen ganz 
oder teilweise erlassen.

VI. Abschnitt
Gemeinsame Vorschriften 

für Versorgungsrenten 
und Versicherungsrenten

Nr. 52
Rentenbeginn

(1) Die Versorgungsrente oder die Versicherungs­
rente beginnt,
a) wenn der Versicherungsfall wegen Berufs- oder 

Erwerbsunfähigkeit eingetreten ist,
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aa) mit dem Zeitpunkt der Gewährung der 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung,

bb) mit Beginn des Monats, der auf den Monat 
folgt, in dem der Versicherungsfall einge­
treten ist, wenn der Versicherte keinen An­
spruch auf Rente aus der gesetzlichen Ren­
tenversicherung hat,

frühestens jedoch mit dem Ersten des Monats, 
der auf den Monat folgt, für den letztmals Be­
schäftigungsentgelt, Krankenbezüge oder Kran­
kengeldzuschüsse aus dem Beschäftigungsver­
hältnis gezahlt worden sind, das bei Eintritt des 
Versicherungsfalles bei dem Beteiligten bestan­
den hat,

b) wenn der Versicherungsfall nach Nr. 30 Absatz 1 
Buchstabe b eingetreten ist, mit dem Ersten des 
Monats, von dem an das Altersruhegeld aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung gewährt wird,

c) wenn der Versicherungsfall nach Nr. 30 Absatz 1 
Buchstabe c eingetreten ist, mit dem Ersten des 
Monats, der auf den Monat folgt, in dem der 
Versicherungsfall eingetreten ist,

d) wenn der Versicherungsfall nach Nr. 30 Absatz 2 
eingetreten ist, mit dem Ersten des Monats, der 
auf den Monat folgt, in dem der Versicherungs­
fall eingetreten ist, frühestens jedoch mit dem 
Ersten des Monats, in dem der Antrag bei dem 
Zusatzversorgungsfonds eingegangen ist.

(2) Wird eine Versorgungsrente in den Fällen der 
Nr. 31 Absatz 4 und Nr. 40 Absatz 7 oder eine 
Versicherungsrente im Falle der Nr. 35 Absatz 2 
neu berechnet, so beginnt die neue Rente mit 
dem Ersten des Monats, der auf den Monat folgt, 
in dem das der Neuberechnung zugrunde liegende 
Ereignis eingetreten ist.

(3) Die Versorgungsrente und die Versicherungs­
rente für Witwer, Witwen oder Waisen beginnt mit 
dem Ersten des Monats, der auf den Monat folgt, 
in dem der Versicherte oder Versorgungsrenten­
berechtigte oder Versicherungsrentenberechtigte 
gestorben ist.

(4) Nachgeborene anspruchsberechtigte Waisen 
erhalten die Versorgungsrente oder die Versiche­
rungsrente vom Ersten des Geburtsmonats an. Wird 
eine anspruchsberechtigte Halbwaise Vollwaise, so 
beginnt die erhöhte Rente mit dem Ersten des fol­
genden Monats.

(5) Lebt eine Rente, die geruht hat, wieder auf, 
so beginnt sie mit dem Ersten des Monats, der auf 
den Monat folgt, in dem die Voraussetzungen des 
Ruhens weggefallen sind.

Nr. 53
Auszahlung der Renten

(1) Die Versorgungsrenten und die Versiche­
rungsrenten werden auf den nächsten durch zehn 
teilbaren Pfennigbetrag aufgerundet.

(2) Sind Renten nur für einen Teil eines Monats 
zu zahlen, wird für jeden Tag ein Dreißigstel der 
Renten gewährt. Absatz 1 gilt entsprechend.

(3) Die Renten werden monatlich im voraus auf 
ein vom Berechtigten einzurichtendes Konto über-

wiesen. Gefahr und Kosten einer Überweisung in 
das Ausland trägt der Berechtigte.

(4) Beträgt die monatliche Leistung des Zusatz­
versorgungsfonds weniger als 20,— DM, so werden 
die Leistungen für das Kalenderjahr in einem Be­
trag im Dezember gezahlt.

(5) Stirbt ein Berechtigter, der den Leistungs­
antrag gestellt hat, vor der Auszahlung und sind 
in Nr. 49 Absatz 1 genannte Personen vorhan­
den, so können nur diese die Auszahlung ver­
langen. Wer den Tod des Berechtigten vorsätzlich 
herbeigeführt hat, hat keinen Anspruch nach 
Satz 1. Die Zahlung an eine der in Nr. 49 Absatz 1 
genannten Personen bringt den Anspruch der 
übrigen Berechtigten gegen den Zusatzversor­
gungsfonds zum Erlöschen.

Nr. 54
Anzeigepflichten und Zurückbehaltung von 

Leistungen
(1 ) Der Berechtigte ist verpflichtet, jede Ände­

rung seiner Anschrift sowie jede Änderung von 
Verhältnissen, die seinen Anspruch auf Versor­
gungsrente oder Versicherungsrente nach Grund 
oder Höhe berührt, der Geschäftsstelle des Zusatz­
versorgungsfonds unverzüglich schriftlich mitzutei­
len; insbesondere sind mitzuteilen von versorgungs- 
renten- und versicherungsrentenberechtigten Per­
sonen

1. der Entzug der Rente oder des Altersruhegel­
des aus der gesetzlichen Rentenversicherung,

2. der Wegfall der Berufs- oder Erwerbsunfähig­
keit,

3. die Verheiratung der Witwe, des Witwers oder 
der Waise,

4. das Ende der Schul- oder Berufsausbildung der 
Waise oder der Wegfall des körperlichen oder 
geistigen Gebrechens, wenn die Waise das 18. 
Lebensjahr vollendet hat,

5. die Rückkehr, der Tod oder die Todeserklärung 
eines Verschollenen oder Nachrichten darüber, 
daß er noch am Leben ist,

6. die Verlegung des Wohnsitzes oder des dauern­
den Aufenthaltes außerhalb des Bundesgebie­
tes einschließlich des Landes Berlin.

Von versorgungsrentenberechtigten Personen sind 
ferner mitzuteilen

7.

8.

9.

10.

jede Festsetzung oder Neufestsetzung der Rente 
oder des Ruhegeldes aus der gesetzlichen Ren­
tenversicherung oder der gesetzlichen Unfall­
versicherung mit Ausnahme der Erhöhungen 
nach den Rentenanpassungsgesetzen,
die Versagung der Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung,
der Verzicht auf Auszahlung von Leistungen 
aus der gesetzlichen Renten- oder Unfallver­
sicherung und einer kirchlichen oder sonstigen 
öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder Ver­
sorgungseinrichtung,
die rechtskräftige Verurteilung zu den in Nr. 56 
Absatz 3 genannten Freiheitsstrafen,

11. alle Arbeitseinkünfte über 125,— DM monat­
lich, wenn der Versicherungsfall wegen Be­
rufsunfähigkeit eingetreten ist,
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12. alle Arbeitseinkünfte über 125,— DM monat­
lich, wenn eine Versorgungsrente für Witwen 
nach Nr. 40 Absatz 6 gewährt wird,

13. der Bezug und die Änderung von laufenden 
Versorgungs- oder versorgungsähnlichen Be­
zügen aus einem Beschäftigungsverhältnis bei 
einem kirchlichen oder diakonischen oder ein- 
nem sonstigen öffentlich-rechtlichen Arbeitge­
ber,

14. die Gewährung von Kindergeld nach dem Bun­
deskindergeldgesetz, wenn der Berechtigte Kin­
derzuschlag nach Nr. 48 bezieht,

15. die Gewährung von Renten von einer anderen 
Zusatzversorgungseinrichtung,

16. die Gewährung von Grundrenten nach dem
wenn eine Versor-Bundesversorgungsgesetz,

gungsrente für Witwen nach Nr. 36 Absatz 4 
gewährt wird.

(2) Der Berechtigte ist ferner verpflichtet, inner­
halb einer vom Zusatzversorgungsfonds zu setzen­
den Frist auf Anforderung Auskünfte zu erteilen 
und Nachweise sowie Lebensbescheinigungen vor­
zulegen.

(3) Der Zusatzversorgungsfonds kann die Versor­
gungsrente oder die Versicherungsrente zurückbe­
halten, solange der Berechtigte seinen Verpflich­
tungen nach Absatz 1 und 2 nicht nachkommt.

Nr. 55
Ruhen der Rente

(1) Die Versorgungsrente ruht,
a) solange die Rente aus der gesetzlichen Renten­

versicherung ganz oder teilweise versagt ist,
b) solange sich der Berechtigte, der in der gesetz­

lichen Rentenversicherung nicht versichert ist 
oder dort die Wartezeit nicht erfüllt hat, ent­
gegen dem Verlangen des Zusatzversorgungs­
fonds nicht innerhalb einer von ihm gesetzten 
Frist vertrauensärztlich untersuchen läßt.

(2) Die Versorgungsrente ruht, unbeschadet des 
Absatzes 7, ferner, solange der Berechtigte seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt außerhalb 
des Bundesgebietes einschließlich des Landes Ber­
lin hat. Ausnahmen kann der Verwaltungsratzulas­
sen; in diesem Fall wird die Versorgungsrente nicht 
deshalb neu berechnet, weil die Rente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung für die Dauer des 
Aufenthaltes außerhalb des Bundesgebietes ein­
schließlich des Landes Berlin ganz oder teilweise 
ruht.

(3) Der Anspruch auf Versorgungsrente ruht, un­
beschadet des Absatzes 7, ferner, solange der Be­
rechtigte einen Anspruch auf eine in Nr. 31 Ab­
satz 2, Nr. 40 Absatz 3, Nr. 41 Absatz 5 oder Nr. 57 
Absatz 2 genannte Leistung nicht geltend macht 
oder auf deren Auszahlung verzichtet.

(4) Die Versorgungsrente wegen Berufsunfähig­
keit und die Versorgungsrente einer Witwe, die 
unter Nr. 40 Absatz 6 fällt, ruhen, unbeschadet des 
Absatzes 7, in Höhe jeglicher Bezüge aus einem 
Beschäftigungsverhältnis, soweit diese 125,— DM 
monatlich übersteigen.

(5) Die Versorgungsrente ruht, unbeschadet des 
Absatzes 7 ferner insoweit, als der Berechtigte von

einem kirchlichen oder diakonischen oder einem 
sonstigen öffentlich-rechtlichen Arbeitgeber lau­
fende oder kapitalisierte Versorgungsbezüge oder 
versorgungsähnliche Bezüge aus einem Beschäfti­
gungsverhältnis erhält. Die Versorgungsrente oder 
die Versicherungsrente ruht ferner in Höhe der 
Versorgungsrente oder der Versicherungsrente, die 
ein Versorgungsrentenberechtigter von einer kirch­
lichen oder sonstigen öffentlich-rechtlichen Zusatz­
versorgungseinrichtung erhält. Als Bezüge im Sinne 
der Sätze 1 und 2 gelten auch Leistungen, die von 
einer Einrichtung erbracht werden, zu denen der 
Arbeitgeber Beiträge geleistet hat, es sei denn, daß 
diese Bezüge nach Nr. 31 Absatz 2, Nr. 40 Absatz 3 
oder Nr. 41 Absatz 5 berücksichtigt sind.

(6) Die Versorgungsrente einer Berechtigten, bei 
der der Versicherungsfall nach Nr. 30 Absatz 1 
Buchstabe b oder Nr. 30 Absatz 2 Satz 3 eingetreten 
ist, ruht, unbeschadet des Absatzes 7, bis zum Ab­
lauf des Monats, in dem sie das 62. Lebensjahr voll­
endet.

(7) In den Fällen der Absätze 2 bis 6 ist die Ver­
sorgungsrente in Höhe der Mindestbeträge (Nr. 31 
Absatz 3, Nr. 40 Absatz 4, Nr. 41 Absatz 6) und in 
Höhe der Erhöhungsbeträge (Nr. 31 Absatz 4, Nr. 40 
Absatz 5, Nr. 41 Absatz 7) zu zahlen. In den Fällen 
des Absatzes 1 Buchstabe a sind die in Satz 1 ge­
nannten Beträge zu zahlen, wenn die Rente aus 
der Rentenversicherung nur teilweise versagt ist.

(8) In den Fällen der Absätze 1 bis 6 ruhen auch 
die Kinderzuschläge.

(9) Die Versicherungsrente ruht, wenn die Rente 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung versagt ist 
oder wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Buchstabe b gegeben sind.

Nr. 56
Erlöschen des Anspruchs auf Rente

(1) Der Anspruch auf Versorgungsrente oder 
Versicherungsrente für Versicherte erlischt mit Ab­
lauf des Monats, in dem
a) der Berechtigte gestorben oder verschollen (Nr.

39 Absatz 2) ist oder
b) die Rente oder das vorgezogene Altersruhegeld 

aus der gesetzlichen Rentenversicherung ent­
zogen worden oder kraft Gesetzes weggefallen 
ist.

Der Anspruch auf Versorgungsrente oder Ver­
sicherungsrente des Versorgungsrentenberechtigten 
oder Versicherungsrentenberechtigten, der keine 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung er­
hält, erlischt mit Ablauf des Monats, der auf den Mo­
nat folgt, in dem die Entscheidung des Zusatzversor­
gungsfonds über das Erlöschen des Anspruchs wegen 
Wegfallens der Berufsunfähigkeit oder der Erwerbs­
unfähigkeit dem Berechtigten zugegangen ist. Ist der 
Versicherungsfall nach Nr. 30 Absatz 2 eingetre­
ten und erhält der Berechtigte wieder Bezüge 
aus einem Beschäftigungsverhältnis, so erlischt der 
Anspruch auf Versorgungsrente oder Versicherungs­
rente ferner mit Ablauf des Monats, in dem die 
Summe der Bezüge aus einem Beschäftigungsver­
hältnis in einem Kalenderjahr ein Achtel seines 
entsprechend Nr. 47 erhöhten oder verminderten
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jährlichen gesamtversorgungsfähigen Entgelts über­
steigt.

(2) Der Anspruch auf Versorgungsrente oder 
Versicherungsrente für Witwen oder Waisen er­
lischt mit Ablauf des Monats, in dem der Berech­
tigte geheiratet hat oder gestorben oder verschol­
len (Nr. 39 Absatz 2 Satz 2) ist. Der Anspruch auf 
Versorgungsrente oder Versicherungsrente für Wai­
sen erlischt ferner mit Ablauf des Monats, in dem 
die Waise das 18. Lebensjahr vollendet hat, es sei 
denn, daß die Voraussetzungen für die Weiterge­
währung nach Nr. 38 Absatz 1 Satz 2 vorliegen. 
In diesem Fall erlischt der Anspruch mit Ablauf 
des Monats, in dem die Voraussetzungen für die 
Weitergewährung weggefallen sind.

(3) Der Anspruch auf Versorgungsrente erlischt 
grundsätzlich mit Ablauf des Monats, in dem die 
Entscheidung eines deutschen Gerichts im Bundes­
gebiet einschließlich des Landes Berlin rechtskräf­
tig geworden ist, durch die der Berechtigte 
a) zu Zuchthaus oder
b) zu Gefängnis mit Verlust der bürgerlichen 

Ehrenrechte auf die Dauer von mindestens drei 
Jahren oder

c) wegen vorsätzlicher hochverräterischer, staats­
gefährdender oder landesverräterischer Hand­
lung zu Gefängnis auf die Dauer von mindestens 
sechs Monaten

verurteilt ist. Nr. 55 Absatz 7 gilt entsprechend.

Nr. 57
Wiederaufleben des Anspruchs auf Rente

(1) Hat eine Witwe oder ein Witwer wieder ge­
heiratet und wird diese Ehe ohne alleiniges oder 
überwiegendes Verschulden der Witwe oder des 
Witwers aufgelöst oder für nichtig erklärt, so lebt 
der Anspruch auf die Versorgungsrente oder die 
Versicherungsrente wieder auf,
a) wenn der Antrag bis spätestens 12 Monate nach 

der Auflösung oder der Nichtigerklärung der 
Ehe gestellt wird, vom Ablauf des Monats an, 
in dem die Ehe aufgelöst oder für nichtig er­
klärt worden ist,

b) wenn der Antrag später gestellt wird, vom Be­
ginn des Antragsmonats an.

Hat die Witwe oder der Witwer eine Abfindung 
nach Nr. 50 Absatz 1 erhalten, so lebt die Rente 
frühestens mit dem Ablauf des 24. Monats nach 
dem Monat der Wiederverheiratung wieder auf.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 ist die Versor­
gungsrente neu zu berechnen. Gesamtversorgungs­
fähig ist das für die Zeit zwischen dem Erlöschen 
und dem Wiederaufleben in entsprechender An­
wendung von Nr. 47 erhöhte oder verminderte Ent­
gelt, das der Berechnung der früheren Gesamtver­
sorgung der Witwe zugrunde lag. Bezüge im Sinne 
der Nr. 40 Absatz 1 sind neben den in Nr. 40 Ab­
satz 3 genannten Bezügen — einschließlich der bis 
zum Wiederaufleben erfolgten Erhöhungen auf 
Grund der Rentenanpassungsgesetze — auch die 
infolge der Auflösung der Ehe erworbenen
a) Unterhaltsansprüche,
b) Ansprüche auf Grundrente für Witwen nach 

dem Bundesversorgungsgesetz,

c) Ansprüche auf Witwenrente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung,

d) Ansprüche auf Witwenrente aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung,

e) Ansprüche auf Witwengeld oder Unterhaltsbei­
trag nach beamtenrechtlichen Vorschriften.

Ändern sich die in Satz 2 genannten Bezüge, 
soweit es sich nicht um Änderungen auf Grund der 
Rentenanpassungsgesetze oder um allgemeine Än­
derungen auf Grund anderer gesetzlicher Vor­
schriften handelt, so ist die Versorgungsrente nach 
den Sätzen 2 und 3 neu zu berechnen.

(3) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Witwe oder der 
Witwer infolge des Todes des Ehegatten einen 
neuen Anspruch auf Versorgungsrente oder Ver­
sicherungsrente gegen den Zusatzversorgungsfonds 
oder eine andere Zusatzversorgungseinrichtung,
mit der ein Überleitungsabkommen besteht, er-
wirbt, die gleich hoch oder höher ist als die nach 
Absatz 1 für den Fall des Wiederauflebens zu­
stehende Versorgungsrente oder Versicherungs­
rente.

Nr. 58
Abtretung von Ersatzansprüchen

Steht dem Versicherten, dem Versorgungsrenten­
berechtigten, Versicherungsrentenberechtigten oder 
einem anspruchsberechtigten Hinterbliebenen aus 
einem Ereignis, das den Zusatzversorgungsfonds 
zur Gewährung oder Erhöhung von Leistungen 
verpflichtet, ein Schadensersatzanspruch gegen 
einen Dritten zu, so haben die anspruchsberechtig­
ten Personen ihre Ansprüche gegen den Dritten 
bis zur Höhe der vom Zusatzversorgungsfonds in­
folge des schädigenden Ereignisses zu erbringenden 
Leistungen an diesen abzutreten. Der Übergang kann 
nicht zum Nachteil der anspruchsberechtigten Per-
sonen geltend gemacht werden. Verweigern die
anspruchsberechtigten Personen die Abtretung oder 
die Beibringung der erforderlichen Unterlagen, so 
ist der Zusatzversorgungsfonds zu einer Leistung 
nicht verpflichtet.

Nr. 59
Verjährung von Ansprüchen

Die Ansprüche auf Versicherungsleistungen ver­
jähren in zwei Jahren. Die Verjährung beginnt 
mit dem Schluß des Kalenderjahres, in dem die 
Leistung erstmals beantragt werden kann.

Nr. 60
Abtretung und Verpfändung

Ansprüche auf Leistungen des Zusatzversor­
gungsfonds können nur mit Zustimmung des Zusatz­
versorgungsfonds abgetreten oder verpfändet wer­
den.

4. Teil 
Aufbringung der Mittel 

I. Abschnitt 
Aufbringung der Mittel durch 

Beteiligte und Versicherte 
Nr. 61 
Mittel

Der Bedarf des Zusatzversorgungsfonds wird ge­
deckt:
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a) durch Beiträge,
b) durch Einnahmen aus Versicherungsverträgen,
c) durch Einnahmen aus Überleitungen,
d) aus Vermögenserträgnissen,
e) durch Umlagen.

1. Aufbringung der Mittel bei 
Pflichtversicherungen

Nr. 62
Beiträge und Umlagen

(1) Der Beteiligte hat an den Zusatzversorgungs­
fonds Pflichtbeiträge, Versicherungsbeiträge und 
Umlagen zu entrichten.

(2) In den Fällen der Nr. 74 Absatz 2 richten sich 
die an den Zusatzversorgungsfonds zu entrichten­
den Beiträgen und Umlagen nach Nr. 63 bis 67.

Nr. 63
Pflichtbeitrag

(1) Der Pflichtbeitrag setzt sich zusammen aus 
einem Mitarbeiteranteil (Absätze 2 bis 4) und einem 
Arbeitgeberanteil (Absätze 5 und 6).

(2) Der Mitarbeiteranteil beträgt 1,5 v.H. des 
nach Absatz 7 maßgebenden Beschäftigungsentgelts.

(3) Ist ein Mitarbeiter im Angestelltenverhält­
nis weder pflichtversichert noch freiwillig ver­
sichert, so erhöht sich der Mitarbeiteranteil um 
7,5 v.H. des Beschäftigungsentgelts, höchstens je­
doch um 7,5 v.H. der jeweiligen Beitragsbemes­
sungsgrenze in der Rentenversicherung der An­
gestellten. Der Erhöhungsbetrag nach Satz 1 ver­
mindert sich um den Mitarbeiteranteil zu einer 
anderweitigen Zukunftssicherung im Sinne der 
Nr. 31 Absatz 2 Buchstabe c in Höhe des Arbeit­
geberzuschusses zu dieser Zukunftssicherung. Ist 
der Mitarbeiter in der Rentenversicherung der An­
gestellten freiwillig versichert und leistet er zu
dieser Versicherung nicht den seinen Bezügen ent­
sprechenden Beitrag, gilt Satz 1 entsprechend.

(4) Ändert sich der allgemeine Beitragssatz in 
der gesetzlichen Rentenversicherung, so ändert sich 
der Vomhundertsatz nach Absatz 3 jeweils in dem­
selben Verhältnis.

(5) Der Arbeitgeberanteil beträgt 1 v. H. des nach 
Absatz 7 maßgebenden Beschäftigungsentgelts.

(6) Ist ein Mitarbeiter in der gesetzlichen Renten­
versicherung weder pflichtversichert noch freiwil­
lig versichert, so erhöht sich der Arbeitgeberanteil 
(Absatz 5) entsprechend Absatz 3 Satz 1. Der Er­
höhungsbetrag vermindert sich um den Zuschuß 
des Arbeitgebers zu einer anderweitigen Zukunfts­
sicherung nach Nr. 31 Absatz 2 Buchstabe c. Satz 1 
gilt nicht, wenn der Arbeitgeber verpflichtet ist, 
einen Beitragsanteil nach § 113 AVG oder § 1386 
RVO an die gesetzliche Rentenversicherung zu ent­
richten.

(7) Maßgebendes Beschäftigungsentgelt für die 
Bemessung des Pflichtbeitrages nach den Absätzen 
1 bis 6 sind die lohnsteuerpflichtigen Bezüge mit 
Ausnahme
a) der Kinderzuschläge,
b) der Zulagen (Zuschläge), die durch Gesetz, Ta­

rifvertrag, Dienst- oder Arbeitsvertrag aus-

drücklich als nicht ruhegehaltfähig oder nicht 
gesamtversorgungsfähig bezeichnet sind,

c) der lohnsteuerpflichtigen Aufwendungen des 
Arbeitgebers für eine Zukunftssicherung des 
Mitarbeiters,

d) der Krankengeldzuschüsse.
Hat ein als Arbeiter beschäftigter Mitarbeiter 
für einen Lohnabrechnungszeitraum oder für einen 
Teil eines solchen Anspruch auf Krankengeldzu­
schuß, so gelten für diesen Lohnabrechnungszeit­
raum als Bezüge im Sinne des Satzes 1 der Urlaubs­
lohn (zuzüglich eines etwaigen Sozialzuschlags, es 
sei denn, daß dieser durch Tarifvertrag oder eine 
sonstige Regelung wesentlich gleichen Inhalts aus­
drücklich als nicht gesamtversorgungsfähig bezeich­
net ist) für die Tage, für die der Arbeiter Anspruch 
auf Lohn- oder Krankengeldzuschuß hat.
Scheidet ein Pflichtversicherter auf Grund einer 
gesetzlichen oder tarifvertraglichen Vorschrift aus 
seiner bisherigen Beschäftigung aus, ohne daß 
gleichzeitig die Versicherungspflicht bei dem Zu­
satzversorgungsfonds endet, so können weiterhin 
Beiträge nach den für die Bemessung maßgeben­
den Bezügen des letzten Kalendermonats vor dem 
Ausscheiden aus dieser Beschäftigung entrichtet 
werden, falls sich nicht nach den Sätzen 1 und 2 ein 
höherer Beitrag ergibt.

(8) Der Beteiligte ist gegenüber dem Zusatzver­
sorgungsfonds Schuldner des Pflichtbeitrages; er 
hat den Beitrag an den Zusatzversorgungsfonds 
abzuführen. Die Versicherten sind verpflichtet, 
einen Mitarbeiteranteil nach Maßgabe der Absätze 
2 bis 4 zu leisten.

(9) Für Lohnabrechnungszeiträume, die länger 
als 3 Monate zurückliegen, hat der Beteiligte auch 
den Mitarbeiteranteil (Absatz 2) zu tragen, es sei 
denn, daß der Mitarbeiteranteil wegen eines Ver­
schuldens des Mitarbeiters nicht einbehalten wor­
den ist.

(10) Die für jeden Kalendermonat zu entrichten­
den Pflichtbeiträge sind vom Beteiligten spätestens 
bis zum 15. des folgenden Monats an den Zusatz­
versorgungsfonds zu entrichten. Für Beiträge, die 
nach diesem Zeitpunkt gezahlt werden, können 
Verzugszinsen in Höhe von 6 v. H. verlangt werden.

(11) Der Beteiligte erhält vom Zusatzversorgungs­
fonds für jeden Pflichtversicherten nach Ablauf 
eines jeden Kalenderjahres sowie beim Ende der 
Pflichtversicherung einen Nachweis über die ent­
richteten Pflichtbeiträge, die der Beitragsbemes­
sung zugrunde liegenden Bezüge und die Beitrags­
zeiten, der dem Pflichtversicherten auszuhändigen 
ist.

Nr. 64
Versicherungsbeitrag

Der Versicherungsbeitrag für Pflichtversicherte 
beträgt 3 v. H. der nach Nr. 63 Absatz 7 maßgeben­
den Bezüge der pflichtversicherten Mitarbeiter des
Beteiligten. Die Versicherungsbeiträge sind vom
Beteiligten allein zu tragen und jeweils zusammen 
mit den Pflichtbeiträgen für denselben Zeitraum 
wie diese zu entrichten. Nr. 63 Absatz 10 gilt ent­
sprechend.
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Nr. 65
Umlagen

(1) Die Umlagen richten sich in der Höhe nach 
dem sich aus den Verpflichtungen des Zusatzver­
sorgungsfonds ergebenden Bedarf. Sie werden durch 
den Verwaltungsrat festgesetzt.

(2) Die Umlagen sind vom Beteiligten zu tra­
gen und zusammen mit den Pflicht- und Versiche­
rungsbeiträgen zu entrichten. Nr. 63 Absatz 10 gilt 
entsprechend.

Nr. 66
Zahlung der Beiträge bei Nachversicherung

(1) In den Fällen der Nr. 19 Absatz 1 Buchstabe e 
Satz 2 und 3 und Nr. 22 Absatz 1 und 4 hat der Be­
teiligte Pflichtbeiträge für die Zeiten der versiche­
rungsfreien Beschäftigung bei ihm oder für die als 
gesamtversorgungsfähig anzuerkennenden Zeiten 
im kirchlichen oder diakonischen Dienst in der 
Höhe nachzuentrichten, in der sie zu entrichten 
gewesen wären, wenn der Mitarbeiter pflichtversi­
chert gewesen wäre. Der Beteiligte hat die nach­
zuentrichtenden Pflicht- und Versicherungsbeiträge 
allein zu tragen. Der Eintritt eines Versicherungs­
falles steht der Nachentrichtung nicht entgegen.

(2) Solange die Nachentrichtung der Beiträge zur 
gesetzlichen Rentenversicherung aufgeschoben ist, 
ist auch die Nachentrichtung der Beiträge zum Zu­
satzversorgungsfonds aufgeschoben. Der Beteiligte 
hat dem ausscheidenden Mitarbeiter eine Aufschub­
bescheinigung über die Zeit der bei ihm verbrach­
ten versicherungsfreien Beschäftigung sowie die 
gezahlten Bezüge auszustellen, für die ohne die Ver­
sicherungsfreiheit Pflichtbeiträge hätten entrichtet 
werden müssen. Eine Ausfertigung dieser Beschei­
nigung ist dem Zusatzversorgungsfonds zu über­
mitteln.

(3) Die nachentrichteten Beiträge gelten als recht­
zeitig entrichtete Pflicht- und Versicherungsbei­
träge. Die für jedes Kalenderjahr nachzuentrichten­
den Beiträge sind jedoch vom Ersten des jeweils fol­
genden Kalenderjahres an bis zur Nachentrichtung 
mit jährlich 6 v. H. zu verzinsen.

2. Beitrag zur freiwilligen Weiterversicherung
Nr. 67

(1) Der Versicherte hat bei der Abgabe der Erklä­
rung über die Weiterversicherung (Nr. 23 Absatz 3) 
mitzuteilen, in welcher Höhe er Beiträge zur frei­
willigen Weiterversicherung entrichten will. Eine 
Änderung der Höhe des Beitrages ist nicht zuläs­
sig. Der Monatsbeitrag muß einen durch 5 teilbaren 
Betrag in Deutscher Mark ausmachen und darf 
2,5 v. H. der Bezüge für den letzten Kalendermonat, 
für den der freiwillig Weiterversicherte während 
seiner Pflichtversicherung sein regelmäßiges Be­
schäftigungsentgelt bezogen hat, nicht übersteigen. 
Der Monatsbeitrag darf auf den nächsten vollen 
Fünf-DM-Betrag aufgerundet werden.

(2) Die Beiträge zur freiwilligen Weiterversiche­
rung sind auf den Ersten eines jeden Monats im 
voraus zu entrichten.

(3) Beginnt die freiwillige Weiterversicherung 
während eines Kalendermonats, so sind Beiträge 
zur freiwilligen Weiterversicherung erst vom fol­
genden Kalendermonat an zu entrichten.

(4) Befand sich der Versicherte im Zeitpunkt der 
Beendigung der freiwilligen Weiterversicherung 
mit der Zahlung von Beiträgen in Verzug, so kön­
nen die rückständigen Beiträge nicht mehr entrich­
tet werden.

3. Erstattung und Rückzahlung von Beiträgen und 
Umlagen

Nr. 68
Erstattung der Pflichtbeiträge und der Beiträge 

zur freiwilligen Weiterversicherung
(1) Der Versicherte, dessen Pflichtversicherung 

oder dessen freiwillige Weiterversicherung geendet 
hat, kann die Erstattung der Pflichtbeiträge und 
der Beiträge zur freiwilligen Weiterversicherung 
beantragen, wenn er keinen Anspruch auf Versor­
gungsrente oder Versicherungsrente besitzt. Der 
Antrag kann jederzeit gestellt werden. Das Recht, 
die Beitragserstattung zu beantragen, erlischt 12 
Monate nach Vollendung des 65. Lebensjahres, in 
den Fällen der Nr. 21 Absatz 4 und 5 jedoch erst 
12 Monate nach dem Ende der Pflichtversicherung.

(2) Der Antrag kann nur auf die Erstattung der 
gesamten Beiträge nach Absatz 1 Satz 1 gestellt 
und nicht widerrufen werden. Hat der Zusatzver­
sorgungsfonds Rentenleistungen gewährt, so wer­
den nur die nach Fortfall des Rentenbezugs ent­
richteten Beiträge erstattet. Rechte aus Beiträgen, 
die vor dem Rentenbezug entrichtet worden sind, 
erlöschen mit der Antragstellung.

(3) Die Beitragserstattung ist ausgeschlossen, 
wenn erneut eine Pflichtversicherung beim Zusatz­
versorgungsfonds begründet worden ist oder wenn 
dem Zusatzversorgungsfonds bekannt ist, daß für 
den Antragsteller bei einer anderen Zusatzversor­
gungseinrichtung, mit der ein Überleitungsabkom­
men besteht, eine Pflichtversicherung besteht. Die 
Beitragserstattung ist ferner ausgeschlossen, wenn 
ein Versicherter, der die Wartezeit erfüllt hat, nach 
dem 31. 12. 1967 in das Beamtenverhältnis oder in 
ein anderes öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis 
berufen worden ist.

(4) Stirbt der Versicherte, der den Antrag ge­
stellt hat, vor der Beitragserstattung, so geht der 
Anspruch auf die in Nr. 49 Absatz 1 genannten 
Hinterbliebenen über, auch wenn sie zur Zeit des 
Todes des Versicherten nicht zu seiner häuslichen 
Gemeinschaft gehört hatten. Die Zahlung an einen 
der Hinterbliebenen bringt den Anspruch der übri­
gen Berechtigten gegen den Zusatzversorgungsfonds 
zum Erlöschen.

(5) Nach dem Tode eines freiwillig oder bei­
tragsfrei Versicherten sind, wenn kein Anspruch 
auf Rentenleistungen besteht, den natürlichen 
Personen, die die Kosten der Bestattung ge­
tragen haben, die Pflichtbeiträge und die Beiträge
zur freiwilligen Weiterversicherung bis zur Höhe
ihrer Aufwendungen zu erstatten, jedoch nicht
mehr als die Beiträge der letzten beiden Kalender­
jahre vor dem Todesfall, in denen Beiträge entrich-
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tet worden sind. Die Beitragserstattung ist inner­
halb einer Frist von 12 Monaten nach dem Tod des 
Versicherten zu beantragen. Die Zahlung an einen 
Berechtigten wirkt gegenüber allen Berechtigten.

(6) Mit der Erstattung der Beiträge erlöschen 
sämtliche Rechte des Versicherten gegen den Zu­
satzversorgungsfonds.

(7) Die Beiträge werden ohne Zinsen erstattet.
Nr. 69

Rückzahlung von Beiträgen und Umlagen
(1) Pflichtbeiträge, Versicherungsbeiträge und 

Beiträge zur freiwilligen Weiterversicherung, die 
ohne Rechtsgrund geleistet worden sind, begründen 
keinen Anspruch auf Versicherungsleistungen. Sie 
werden dem Einzahler zurückgezahlt.

(2) Umlagen, die ohne Rechtsgrund entrichtet 
worden sind, werden dem Beteiligten zurückge­
zahlt.

(3) Hat sich eine Versicherte nach § 1304 RVO, 
§ 83 AVG oder § 96 RKG Beiträge erstatten las­
sen, so begründen die bis zu dem Zeitpunkt der 
Beitragserstattung in der Rentenversicherung zum 
Zusatzversorgungsfonds entrichteten Pflichtbeiträge 
keinen Anspruch auf Leistungen und sind der Ver­
sicherten zurückzuzahlen.

(4) Die Beiträge und Umlagen werden ohne Zin­
sen zurückgezahlt.

4. Überleitung von und zu anderen Zusatz­
versorgungseinrichtungen

Nr. 70
Überleitung von Pflichtbeiträgen und Beiträgen 

zur freiwilligen Weiterversicherung sowie 
von Versicherungszeiten

(1) Der Zusatzversorgungsfonds kann durch Über­
leitungsabkommen mit anderen Zusatzversorgungs­
einrichtungen (Absatz 2) vereinbaren, daß Pflicht­
beiträge und Beiträge zur freiwilligen Weiterver­
sicherung, die für einen Versicherten vor dem Über­
tritt entrichtet worden sind, gegenseitig übernom­
men werden.

(2) Zusatzversorgungseinrichtungen im Sinne des 
Absatzes 1 sind die Zusatzversorgungseinrichtungen 
des kirchlichen und sonstigen öffentlichen Dienstes, 
sofern sie einen Anspruch auf eine dynamische Ge­
samtversorgung gewähren, die nach einer gesamt­
versorgungsfähigen Zeit und einem gesamtversor­
gungsfähigen Entgelt bemessen wird, und die Be­
rechnung der Gesamtversorgung, der gesamtver­
sorgungsfähigen Zeit und des gesamtversorgungs­
fähigen Entgeltes grundsätzlich nicht von der in 
dieser Versorgungsordnung festgelegten Berech­
nung abweicht.

(3) Pflichtbeiträge und Beiträge zur freiwilligen 
Weiterversicherung, die auf Grund des Absatzes 1 
von einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung an 
den Zusatzversorgungsfonds übergeleitet worden 
sind, gelten als zum Zusatzversorgungsfonds ent­
richtet.

(4) Zeiten, für die Pflichtbeiträge zum Zusatz­
versorgungsfonds übergeleitet worden sind, gelten 
als Zeiten einer Pflichtversicherung bei dem Zu­
satzversorgungsfonds.

II. Abschnitt
Kassen- und Rechnungswesen

Nr. 71
Versicherungsvermögen

(1) Zur Sicherstellung von Ansprüchen, die sich
aus der Versorgungsordnung ergeben, wird eine
Deckungsrückstellung nach den Grundsätzen des 
§ 68 des Versicherungsaufsichtsgesetzes und den 
hierzu vom Bundesaufsichtsamt für das Versiche­
rungs- und Bausparwesen für private Lebensver­
sicherungsunternehmen erlassenen Richtlinien ge­
bildet. Diese Deckungsrückstellung wird als Ver­
sicherungsvermögen des Zusatzversorgungsfonds 
von der Versorgungskasse für Berufsarbeiter und 
Berufsarbeiterinnen der Inneren Mission der Deut­
schen Evangelischen Kirche in Berlin nach Maßgabe 
eines mit ihr von der Evangelischen Landeskirche in 
Baden abgeschlossenen Versicherungsvertrages ver­
waltet, wobei für die versicherungstechnische Bi­
lanz des Versicherungsbestandes des Zusatzversor­
gungsfonds ein eigener Abrechnungsverband ge­
bildet wird.

(2) Alle Leistungen der Versorgungskasse nach 
Maßgabe des Versicherungsvertrages fließen dem 
Zusatzversorgungsfonds zur Erfüllung der Ver­
sicherungsansprüche der Versicherten zu.

(3) Die auf jeden Mitarbeiter entfallenden Pflicht­
beiträge (Nr. 63 Absatz 1 bis 9), Versicherungsbei­
träge (Nr. 64), Beiträge zur freiwilligen Weiterver­
sicherung (Nr. 67), Einmalbeiträge (Nr. 85 Absatz 1 
und 2), Ausgleichsbeträge (Nr. 86 Absatz 1) und 
Zuschläge (Nr. 86 Absatz 2) werden vom Zusatz­
versorgungsfonds bei den Beteiligten oder Ver­
sicherten erhoben und an die Versorgungskasse 
abgeführt.

Nr. 72
Anwartschaftsdeckungsverfahren

(1) Das Versicherungsvermögen muß jederzeit 
einen solchen Stand aufweisen, daß es unter Hin­
zurechnung der künftigen Einnahmen aus Pflicht­
beiträgen, Versicherungsbeiträgen und Beiträgen 
zur freiwilligen Weiterversicherung sowie der Zins­
einnahmen zur Deckung der vom Zusatzversor­
gungsfonds übernommenen und in Zukunft noch 
entstehenden Verpflichtungen zur Aufbringung der 
in Nr. 73 Absatz 1 aufgeführten Leistungen voraus­
sichtlich ausreicht (Anwartschaftsdeckungsverfah­
ren).

(2) Der Verwaltungsrat entscheidet, ob nach dem 
Ergebnis der versicherungstechnischen Bilanz des 
bei der Versorgungskasse für Berufsarbeiter und 
Berufsarbeiterinnen der Inneren Mission der Deut­
schen Evangelischen Kirche gebildeten Abrech­
nungsverbandes die Höhe der Versicherungsleistun­
gen zu ändern ist. Diese Entscheidung bedarf der 
Genehmigung des Evangelischen Oberkirchenrats.

Nr. 73
Ausgaben aus dem Versicherungsvermögen

(1) Aus dem Versicherungsvermögen werden fol­
gende Leistungen gezahlt:
a) die Versicherungsrenten,
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b) die Teile der Versorgungsrenten in Höhe der 
Beträge nach Nr. 31 Absatz 3, Nr. 40 Absatz 4 
und Nr. 41 Absatz 6,

c) die Erhöhungsbeträge zu den Versorgungsren-
ten nach Nr. 31 Absatz 4, Nr. 40 Absatz 5 und 
Nr. 41 Absatz 7,

d) bei Abfindungen nach Nr. 50 die Abfindungs­
beträge für Versicherungsrenten und der Teil 
der Abfindungsbeträge, der auf die Leistungen 
nach Buchstaben b und c entfällt,

e) die Beiträge bei Beitragserstattungen und Bei­
tragsrückzahlungen nach Nr. 68 und Nr. 69 Ab­
satz 1 und 3,

f) die Beiträge, die an eine andere Zusatzversor­
gungseinrichtung nach Nr. 70 übergeleitet wer­
den.

(2) Alle übrigen Leistungen des Zusatzversor­
gungsfonds und die Verwaltungskosten werden aus 
dem Versorgungsvermögen aufgebracht.

Nr. 74
Versorgungsvermögen

(1) Das Versorgungsvermögen wird aus Über­
Schüssen des Versicherungsvermögens, aus sonsti­
gen Einnahmen und aus Umlagen gebildet.

(2) Haben die nach Nr. 9 Beteiligten zur Sicher­
stellung einer zusätzlichen Alters- und Hinterblie­
benenversorgung ihrer Mitarbeiter bereits Ver­
sicherungsverträge mit nicht überleitungsfähigen 
Versicherungs- oder Versorgungseinrichtungen ab­
geschlossen, werden diese Verträge nach dem Ver­
hältnis des bisherigen Prämienaufkommens durch 
den Arbeitgeber oder mit Genehmigung der Be­
rechtigten ganz in den Zusatzversorgungsfonds ein­
gebracht und von ihm als Bestandteil seines Ver­
sorgungsvermögens verwaltet. Nr. 62 Absatz 2 fin­
det Anwendung.

(3) Der Zusatzversorgungsfonds übernimmt gegen 
Abtretung sämtlicher Ansprüche aus den Versiche­
rungsverträgen nach Absatz 2 die Zahlung der im 
Einzelfall vereinbarten Prämien ganz oder in Höhe 
des bisher auf den Arbeitgeber entfallenen Anteils.

5. Teil 
Verwaltungsverfahren und Rechtsweg

Nr. 76
Antrag, Entscheidung

(1) Der Zusatzversorgungsfonds gewährt Leistun­
gen nur auf schriftlichen Antrag. Dem Antrag sind 
die vom Zusatzversorgungsfonds geforderten Un­
terlagen beizufügen. Der Antrag ist bei Pflichtver­
sicherten über den Beteiligten einzureichen, bei 
dem der Pflichtversicherte zuletzt in dem versiche­
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis gestan­
den hat.

(2) Über den Antrag auf Leistungen und über 
sonstige Rechte aus einem Versicherungsverhältnis 
oder dem Beteiligungsverhältnis entscheidet der 
Zusatzversorgungsfonds durch Bescheid. Der Zu­
satzversorgungsfonds kann über Pflichten, die sich 
aus einem Versicherungsverhältnis oder dem Betei­
ligungsverhältnis ergeben, durch Bescheid entschei­
den. Die Bescheide sind mit Rechtsmittelbelehrung 
zu versehen. Für das Rechtsmittelverfahren findet 
§119 der Grundordnung der Evangelischen Lan­
deskirche in Baden Anwendung mit der Maßgabe, 
daß die Beschwerde an den Evangelischen Ober­
kirchenrat innerhalb einer Frist von 3 Monaten 
nach Zugang des anzufechtenden Bescheides (Satz 1 
und 2) über den Zusatzversorgungsfonds einzurei­
chen ist.

(3) Wird eine Leistung vom Zusatzversorgungs­
fonds gewährt, so sind ihre Höhe, die Art ihrer 
Berechnung und ihr Beginn anzugeben. Wird eine 
Leistung abgelehnt oder die Zahlung einer Rente 
eingestellt, so sind die Gründe in dem Bescheid an­
zuführen.

(4) Stellt sich nachträglich heraus, daß ein Be­
scheid auf unrichtigen Voraussetzungen beruht, so 
kann der Zusatzversorgungsfonds den unrichtigen 
Bescheid aufheben und einen neuen Bescheid er­
teilen.

(5) Wird innerhalb der Frist nach Absatz 2 Satz 4 
kein Rechtsmittel eingelegt, wird der Zusatzver­
sorgungsfonds von der Pflicht zur Zahlung anderer 
Leistungen frei. Dies gilt nicht für offensichtliche 
Schreib- oder Rechenfehler.

Nr. 75
Ermittlung des Umlagesatzes

(1) Soweit der Zusatzversorgungsfonds die 
ihn gerichteten Ansprüche nicht aus Leistungen
übernommenen Versicherungsverträgen nach Nr. 74 
Absatz 2 oder aus sonstigen Erträgnissen seines 
Versicherungs- oder Versorgungsvermögens erfül­
len kann, erhebt er von den Beteiligten eine Um­
lage.

(2) Versicherungstechnische Einmalbeiträge nach 
Nr. 85 Absatz 1 und 2 und Nr. 88 sowie Ausgleichs­
beträge nach Nr. 86 können durch eine Schuldver­
pflichtung abgegolten werden, die in 35 gleichblei­
benden Jahresraten in Höhe von 5 v. H. des Be­
trages zu amortisieren ist.

(3) Der Schuldendienst für Schuldverpflichtungen 
nach Absatz 2 ist von den Beteiligten aufzubringen, 
soweit er nicht durch Beschluß des Verwaltungsrats 
aus dem Versorgungsvermögen gedeckt wird.

an 
aus

6. Teil
Besondere Versicherungsverhältnisse

I. Abschnitt
Diakone

Nr. 77
Diakone, die bei der Versorgungskasse der Deut­

schen Diakonenschaft versichert waren, gehören 
mit dem Inkrafttreten der Versorgungsordnung 
zum Versichertenkreis nach Nr. 17, soweit die Ver­
sicherungen an den Zusatzversorgungsfonds oder 
an die Versorgungskasse für Berufsarbeiter und 
Berufsarbeiterinnen der Inneren Mission der Deut­
schen Evangelischen Kirche übergeleitet sind.

II. Abschnitt 
Diakonissen

Nr. 78
Bemessungsgrundlage

Für Mitglieder von Diakonissenhäusern (Diako-
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nissen) ist mangels eines Beschäftigungsentgeltes 
Bemessungsgrundlage für Beiträge (Nr. 63 und 64) 
und Umlagen (Nr. 65) sowie für die Ermittlung 
des gesamtversorgungsfähigen Entgeltes (Nr. 34) 
a) bei einem Alter bis zu 40 Jahren:

Grundvergütung nach Vergütungsgruppe VII 
der AVR,

b) bei einem Alter über 40 Jahren:
Grundvergütung nach Vergütungsgruppe VI der 
AVR

jeweils ohne Ortszuschlag, sonstige Zulagen oder 
Zuschläge.

Nr. 79
Umfang der Versicherung

Beginn, Umfang und Ende der Versicherung von 
Mitgliedern von Diakonissenhäusern richten sich 
ausschließlich nach der Versorgungsordnung mit 
der Maßgabe, daß eine Dienstleistung als Diako­
nisse über das 65. Lebensjahr hinaus die Versiche­
rungspflicht nicht verlängert, sofern die Warte­
zeit nach Nr. 29 erfüllt ist. Nr. 21 Absatz 5 findet 
Anwendung.

Nr. 80
Leistung der Beiträge

Für die versicherten Diakonissen werden die 
Beiträge nach Nr. 63 und 64 sowie die Umlagen 
nach Nr. 65 ausschließlich vom Diakonissenhaus 
getragen und entrichtet.

Nr. 81
Rechte und Pflichten des Diakonissenhauses

Die Rechte und Pflichten der versicherten Dia­
konissen nach Maßgabe der Versorgungsordnung 
werden von ihrem Diakonissenhaus wahrgenom­
men.

Nr. 82
Leistungen, Auszahlung

(1) Die Leistungen des Zusatzversorgungsfonds 
nach der Versorgungsordnung werden nur dem 
Diakonissenhaus ausbezahlt; eine Abtretungserklä­
rung der versicherten Diakonisse ist vorzulegen. 
Bescheide oder Erklärungen des Zusatzversorgungs­
fonds an das Diakonissenhaus werden mit der Zu­
stellung an das Diakonissenhaus auch gegenüber 
den versicherten Diakonissen wirksam.

(2) Bei der Ermittlung der Höhe der Versor­
gungsrente werden Bezüge im Sinne von Nr. 31 
Absatz 1 und 2 angerechnet. Renten wegen Berufs­
oder Erwerbsunfähigkeit oder ein Altersruhegeld
aus der gesetzlichen Rentenversicherung werden
jedoch mindestens in der Höhe angerechnet, die 
sich ergibt, wenn für gesamtversorgungsfähige Zei­
ten nach Nr. 33 Absatz 1 bis 3 der Rentenberechnung 
nach dem Angestelltenversicherungsgesetz die Be­
messungsgrundlage nach Nr. 78 zugrunde gelegt 
wird. Satz 2 findet entsprechende Anwendung auf 
die Anrechnung einer Verletztenrente aus der ge-
setzlichen Unfallversicherung nach Maßgabe 
Nr. 31 Absatz 2 Buchstabe b.

von

(3) Die Berechnung der gesamtversorgungsfähi­
gen Zeit richtet sich nach Nr. 33.

(4) Das Sterbegeld (Nr. 49) wird dem Diakonis­

senhaus gewährt, dem die versicherte Diakonisse 
im Zeitpunkt ihres Todes angehört hat.

(5) Der Eintritt des Versicherungsfalles bestimmt 
sich bei Diakonissen nach Nr. 30 mit der Maßgabe, 
daß bei erfüllter Wartezeit der Versicherungsfall 
spätestens mit der Vollendung des 65. Lebensjah­
res eintritt. Nr. 21 Absatz 5 findet Anwendung.

Nr. 83
Ausscheiden aus dem Diakonissenhaus

Scheidet eine Diakonisse aus dem Diakonissen­
haus aus, so endet die Versicherungspflicht mit dem 
Ende des Monats des Ausscheidens. Die Rechte und 
Pflichten aus dem Versicherungsverhältnis bei dem 
Zusatzversorgungsfonds gehen auf die ausscheiden­
de Diakonisse nach Maßgabe der Versorgungsord­
nung über.

7. Teil
Beiträge und Beitragszeiten

Nr. 84
Anrechnung von Zeiten im kirchlichen Dienst

(1) Für Mitarbeiter, deren Beschäftigungsverhält­
nis im kirchlichen oder diakonischen Dienst der 
nach Nr. 9 Beteiligten vor dem 1. 1. 1968 begründet 
worden ist und beim Inkrafttreten dieser Versor­
gungsordnung fortbesteht (Altbestand), gilt die vom 
40. Lebensjahr an ununterbrochen im kirchlichen 
oder diakonischen Dienst hauptberuflich verbrachte 
Zeit als gesamtversorgungsfähig, sofern die Bei­
trittserklärung nach Nr. 12 bis zum 31. 12. 1968 ab­
gegeben worden ist. Vor einer Unterbrechung lie­
gende Zeiten können vom Verwaltungsrat als ge­
samtversorgungsfähig anerkannt werden; die hier­
nach bis zum 65. Lebensjahr erreichbare gesamt­
versorgungsfähige Zeit darf jedoch 35 Jahre nicht 
überschreiten.

(2) Zeiten nach Absatz 1, für die Einmalbeiträge 
nach Nr. 85 Absatz 1 und 3 entrichtet worden sind, 
werden auf die Wartezeit (Nr. 29) angerechnet.

Nr. 85 
Altbestand

(1) Für Mitarbeiter nach Nr. 84 Absatz 1 sind Bei­
träge nach Nr. 63 Absatz 1 bis 9 und Nr. 64 zu zah­
len. Zusätzlich wird für den gesamten Altbestand 
über den Barwert des Unterschiedes zwischen den 
versicherungstechnisch notwendigen Beiträgen und 
den Beiträgen nach Nr. 63 Absatz 1 bis 9 und Nr. 64 
einmalig abgerechnet (Einmalbeitrag).

(2) Sollen zur Erzielung einer ausreichenden End­
rente bereits zurückgelegte Dienstzeiten als Ver­
sicherungsjahre angerechnet werden, ist ein ver­
sicherungstechnisch notwendiger Einmalbeitrag zu 
entrichten (Ausgleichsbetrag).

(3) Versicherungstechnische Einmalbeiträge nach 
den Absätzen 1 und 2, die vom Beteiligten aufzu­
bringen sind (Nr. 13 Absatz 1 Buchstabe c, Nr. 75 
Absatz 2), gelten in ihrer anteiligen Zusammenset­
zung nach Nr. 63 und 64 als Pflichtbeiträge. Nr. 22 
Absatz 5 findet entsprechende Anwendung.

(4) Diakonissenhäuser, die ihre Diakonissen und 
ihre sonstigen Mitarbeiter zur Versicherung beim 
Zusatzversorgungsfonds anmelden, haben für Dia­
konissen, deren Mitgliedschaft zum Diakonissen-

7
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haus vor dem 1. 1. 1967 begründet worden ist, einen 
Einmalbeitrag von 610,— DM zu leisten. Diakonis­
senhäuser, die ihre sonstigen Mitarbeiter nicht zur 
Versicherung beim Zusatzversorgungsfonds anmel­
den, haben für ihre Diakonissen einen nach Absatz 1
Satz 2 zu errechnenden Einmalbeitrag zu leisten.
Der Verwaltungsrat kann in besonderen Fällen 
Ausnahmen von Satz 2 zulassen, wobei der noch zu 
entrichtende Einmalbeitrag mindestens 865,— DM 
betragen muß.

, Nr. 86
Neuzugänge

(1) Für Mitarbeiter, deren Alter bei Eintritt in 
ein Beschäftigungsverhältnis bei einem Beteiligten 
zwischen 41 und 49 Jahren liegt, sind zu Beginn der 
Pflichtversicherung außer den Beiträgen nach Nr. 
63 Absatz 1 bis 9 und Nr. 64 einmalige Ausgleichs­
beträge zu entrichten, und zwar
bei einem Eintrittsalter von 41 Jahren
bei einem Eintrittsalter von 42 Jahren

1 v. H.
2 v. H.

bei einem Eintrittsalter von 43 bis 45 Jahren 3 v. H. 
bei einem Eintrittsalter von 46 bis 49 Jahren 4 v. H. 
der zu Beginn der Versicherung maßgeblichen Jah­
resbezüge.

(2) Bei einem Eintrittsalter von 50 bis 60 Jahren 
einschließlich sind zur Gewährung einer auf den 
Beiträgen nach Nr. 63 Absatz 1 bis 9 und Nr. 64 auf­
zubauenden monatlichen Rentensteigerung von 1,25 
v. H. (Nr. 31 Absatz 3) zusätzlich zu diesen Bei­
trägen für Frauen 1,80 v. H. und für Männer 3,3 
v. H. der jeweiligen lohnsteuerpflichtigen Bezüge 
(Nr. 63 Absatz 7) zu zahlen. Die Zuschläge zu den 
Beiträgen können durch einen versicherungstech­
nischen Einmalbeitrag abgegolten werden; Nr. 75 
Absatz 2 findet Anwendung.

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 fin­
den nur auf Mitarbeiter Anwendung, die erst nach 
dem 31. 12. 1967 zu dem versicherten Personenkreis 
nach Nr. 17 hinzukommen (Neuzugänge). Nr. 22 
Absatz 4 bleibt unberührt.

Nr. 87
Gesamtversorgungsfähige Zeiten

(1) Gesamtversorgungsfähig im Sinne von Nr. 33 
Absatz 1 sind auch die bis zum 31. 12. 1967 zu­
rückgelegten Zeiten, für die Beiträge entrichtet 
worden sind, die nach der Versorgungsordnung als 
Pflichtbeiträge gelten.

(2) Gesamtversorgungsfähig im Sinne von Nr. 33 
Absatz 1 sind bei Pflichtversicherungen, die am 
1. 1. 1968 begonnen haben, auch die bis zu diesem 
Zeitpunkt zurückgelegten Zeiten
a) in der Höher- oder Überversicherung in der ge­

setzlichen Rentenversicherung, soweit die Höher­
oder Überversicherungsbeiträge nicht erstattet 
worden sind und die Zeit der Höher- oder Über­
versicherung nicht mit Zeiten nach Absatz 1 
zusammenfällt,

b) des Bestehens einer anderweitigen Zukunfts­
sicherung im Sinne der Nr. 31 Absatz 2 Satz 1 
Buchstabe c anstelle der Zusatzversorgung,

wenn der Versorgungsrentenberechtigte oder ein
versorgungsrentenberechtigter Hinterbliebener
nachweist, daß ein kirchlicher oder diakonischer 
oder sonstiger öffentlich-rechtlicher Arbeitgeber 
Zuschüsse zu den Beiträgen zu diesen Versiche­
rungen gezahlt hat.

(3) Der in Absatz 2 geforderte Nachweis gilt hin­
sichtlich der Höher- oder Überversicherung für die 
Zeiten als erbracht, für die der Berechtigte nach­
weist, daß der frühere Versicherte bei einem Ar­
beitgeber beschäftigt war, der die zusätzliche Al­
ters- und Hinterbliebenenversorgung für Mitarbei­
ter der Beschäftigungsgruppe des früheren Ver­
sicherten während dieser Zeiten im Wege der Über­
versicherung oder der Höherversicherung durch­
geführt und Zuschüsse zu den Beiträgen geleistet 
hat.

(4) Nr. 29 Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

Nr. 88
Berücksichtigung ausgeschiedener Mitarbeiter

Mitarbeiter, die nach dem 31.12.1966 einen An­
spruch auf Zusatzversorgung erworben hätten, 
wenn die Versorgungsordnung bereits bei ihrem 
Ausscheiden bestanden hätte, erhalten Leistungen 
nach dem 3. Teil, sofern für sie versicherungstech­
nische Einmalbeiträge nach Maßgabe von Nr. 85 
Absatz 1 Satz 2 entrichtet worden sind. Nr. 22 
Absatz 4 findet Anwendung.

8. Teil 
Inkrafttreten

Nr. 89
Die Versorgungsordnung tritt mit Wirkung vom 

1. Januar 1968 in Kraft.

Kar1sruhe,den 6. Februar 1968

Evangelischer Oberkirchenrat 
Dr. Löhr

Anlage 2
Beitrittserklärung 

(Muster)
Der/Die........... ... .......................... J................................... ......

(Anstaltsträger, Name der Anstalt, Einrichtung) 
vertreten durch
erklärt hiermit seinen/ihren Beitritt zum Zusatz­
versorgungsfonds der Evangelischen Landeskirche 
in Baden mit Wirkung vom 1. Januar 1968.
Für das Vertragsverhältnis zwischen der Anstalt 
bzw. Einrichtung und dem Zusatzversorgungsfonds 
gelten die zwischen der Evangelischen Landeskirche 
in Baden und dem Diakonisch-missionarischen 
Werk „Innere Mission und Hilfswerk der Evan­
gelischen Landeskirche in Baden“ getroffene Ver­
einbarung vom 29. Dezember 1967 / 9. Januar 1968 
und die Versorgungsordnung in ihrer jeweiligen 
Fassung.

., den
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